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Vorwort. 


Der Unterrichtsausſchuß der Wiener Arbeiterorganiſationen 
hat mich beauftragt, an der von ihm geleiteten Arbeiterſchule Vor⸗ 
träge über die Geſchichte Oeſterreichs zu halten. In dieſen Vor— 
trägen ſollen aus der Geſchichte der Völker Oeſterreichs, ihrer 
Volkswirtſchaft und des Staates diejenigen Tatſachen heraus— 
gehoben werden, deren Kenntnis für das Verſtändnis der ſozialen, 
nationalen und politiſchen Kämpfe unſerer Zeit notwendig iſt. Es 
muß alſo vor allem die Geſchichte der neueren Zeit erzählt und 
erklärt werden; die ältere Geſchichte dagegen nur inſoweit, als dies 
zur Erläuterung der ſpäteren Entwicklung unentbehrlich iſt. 

Als ein Hilfsmittel für dieſen Unterricht iſt dieſes Büchlein 
zunächſt gedacht. Es ſoll den Hörern der Arbeiterſchule erleichtern, 
das Gehörte zu wiederholen und ihre Studien ſelbſtändig fortzu— 
führen. Die Zentralſtelle für das Bildungsweſen der deutſchen 
Sozialdemokratie in Oeſterreich übergibt das Büchlein aber zugleich 
auch der Oeffentlichkeit, in der Hoffnung, daß es auch außerhalb 
des engen Kreiſes der Wiener Arbeiterſchule nützlich wirken werde. 
Es ſoll unſeren Genoſſen helfen, die hiſtoriſchen Bedingungen des 
Klaſſenkampfes der Arbeiterklaſſe in Oeſterreich zu ſtudieren und 
die Kenntniſſe, die ſie ſelbſt erworben, in Vorträgen und Unter— 
richtskurſen zu der Maſſe der Parteigenoſſen zu tragen. 

Die erſte Auflage dieſes Büchleins iſt im Oktober 1911 
erſchienen. Die zweite Auflage, die ich nunmehr dem Buchhandel 
übergebe, enthält nur unweſentliche Veränderungen. An einigen 
Stellen wurde die Darſtellung verbeſſert. Die Literaturangaben 
wurden ergänzt. In den letzten Abſchnitt wurde ein kurzer Hinweis 
auf die jüngſten Ereigniſſe eingefügt. 


Wien, November 1913. 
Otto Bauer 


Einleitung. 
Geſchichtsauffaſſung und Literatur. 


Wir kennen die öſterreichiſche Geſchichte aus der 
Volksſchule. Sie erzählt uns von Fürſten, Staats— 
männern und Feldherren, von Heiraten, Erbver— 
trägen und Schlachten. Das Schickſal des Staates 
und der Völker erſcheint abhängig von der Begabung, 
dem guten Willen und dem Glück der einzelnen 
Herrſcher. 

Dieſer Darſtellung der öſterreichiſchen Geſchichte 
ſtellen wir die unſere gegenüber, die auf der von Karl 
Marr t und Friedrich Engels begründeten mate— 
rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung be— 
ruht. 

Sie geht aus von dem Wirtſchafts leben 
des Volkes, von den PBroduftivfräften, 
deren es ſich bei ſeiner Arbeit bedient, und von den 
Produktionsverhältniſſen, das heißt den 
Beziehungen der Menſchen zueinander bei ihrer Ar— 
beit. Es ändern ſich die Produktivkräfte (Hand— 
mühle, Waſſermühle, Dampfmühle) und mit ihnen 
die Produktionsverhältniſſe (Sklavenhälter — Sklave, 
Grundherr — höriger Bauer, Kapitaliſt — „freier“ 
Lohnarbeiter). 

Seit der Entſtehung des Sondereigentums iſt 
die Geſellſchaft in Klaſſen geſpalten. Die Aus— 
beuter eignen ſich den Ertrag der Arbeit der Aus— 
gebeuteten an. Der Intereſſengegenſatz führt zum 
Klaſſenkampf. So ſtehen einander Grundherren 
und Bauern, Handwerkmeiſter und Geſellen, Kapi— 
taliſten und Arbeiter gegenüber. „Die Geſchichte aller 
bisherigen Geſellſchaft iſt die Geſchichte von Klaſſen— 
kämpfen.“ (Marx.) 

Aendern ſich die Produktivkräfte und 
die Produktionsverhältniſſe, ſo ändern 
ſich auch die Klaſſenkämpfe, es ändert ſich das 
Seelenleben der Menſchen — ihr Denken über 
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Staat und Recht, Gott und Welt — die natio— 
nalen Verhältniſſe, die Staats verfaſſung, 
die Rechtsordnung werden umgeſtaltet. Jeder 
Veränderung der „ökonomiſchen Grundlage“ folgt 
die Umwälzung des ganzen „ideologiſchen Ueber— 
baues“. 

a Staats- und Rechtsordnung ſind das Erzeugnis 
der Produktionsweiſe, aus denen ſie hervorgegangen 
ſind. Entſtehen neue Produktivkräfte und neue Pro— 
duktionsverhältniſſe, denen ſie nicht mehr entſprechen, 
ſo findet der Widerſpruch zwiſchen der alten Rechts— 
ordnung und dem neuen Wirtſchaftsleben ſeine 
Löſung in der ſozialen Revolution. 

Unſere Darſtellung hat alſo zu zeigen, wie mit 
der Entwicklung des Wirtſchaftslebens der Völker 
die Staatsgebilde und Rechtsordnungen umgewälzt 
worden ſind. 

Von den bürgerlichen Darſtellungen der öſter— 
reichiſchen Geſchichte iſt für unſere Genoſſen noch am 
beſten geeignet: 

Franz Martin Mayer, „Geſchichte Oeſterreichs 
mit beſonderer Rückſicht auf das Kulturleben“. Dritte 
Auflage. Wien, Braumüller, 1909. 2 Bände. 

Weitere Literatur wird bei den einzelnen Para— 
graphen genannt. Für gründlicheres Studium iſt 
zu benützen: Richard Charmatz, „Wegweiſer durch 
die Literatur der öſterreichiſchen Geſchichte“. Stutt- 
gart 1912. 


Literatur: Ueber die materialiſtiſche Geſchichtsauf— 
faſſung ſiehe: Marx⸗ Engels, „Das Kommuniſtiſche 
Manifeſt“. — Friedrich Enge 1, „Die Entwicklung des 
Sozialismus von der Utopie zur Wiſſenſchaft“. — Fried- 
rich Engels, „Ludwig Feuerbach und der Ausgang der 
klaſſiſchen deutſchen Philoſophie“. — Karl Marx, „Zur 
Kritik der politiſchen Oekonomie“. Zweite Neuausgabe, 
Stuttgart 1907. Vorwort, Seite LVf. 


Abſchnitt. 
Die 9 Oeſterreichs. 
(10. bis 16. Jahrhundert.) 
S 1. Die feudale Geſellſchaft. 
Die feudale Geſellſchaft beruht auf der Grund— 
herrſchaft. Der Grundherr hat das Recht, von 


den hörigen Bauern Fronarbeit (Robot) und Abgaben 
zu fordern. Der Grundherr iſt Richter über die 


Bauern. 


er 


Die Gütererzeugung iſt nicht Warenproduktion, 
ſondern Produktion für den Eigenbe— 
darf. Die Bauernfamilie verkauft den Ertrag ihrer 
Wirtſchaft nicht, ſie verzehrt ihn ſelbſt. Auch die 
Lebensmittel, die der Bauer für den Grundherrn 
produziert, ſind nicht für den Verkauf, ſondern für 
den Eigenbedarf des Grundherrn, ſeiner Familie 
und ſeiner Gefolgſchaft beſtimmt. Der Geld um— 
lauf iſt gering. Nicht Geldwirtſchaft, ſondern 
Naturalwirtſchaft. 

Der moderne Staat beruht auf der Geldſteuer. 
Mit dem von den Staatsbürgern eingehobenen Geld 
erhält er das Heer und die Beamtenſchaft. Das mit— 
telalterliche Gemeinweſen war naturalwirtſchaftlich 
organiſiert. Der deutſche König, zugleich „römiſcher 
Kaiſer deutſcher Nation“, gibt Herzogen und Grafen 
Land mit hörigen Bauern zu Lehen und verpflichtet 
ſie dafür zur Hoffahrt und Heeresfolge. Sie belehnen 
dann wieder Ritter mit Grund und Boden, die ihnen 
dafür zur Heeresfolge verpflichtet ſind. Die Aufgaben 
des Staates beſchränken ſich auf die „Wahrung 
des Friedens nach außen und nach 
innen“ (Heer und Gericht). Dieſe Aufgaben wer— 
den von den Lehensmannen des Königs und ihren 
Lehensmannen verſehen — ſie bilden das Ritterheer 
und ſie richten über das Bauernvolk — dafür werden 
die Lehensmannen als Grundherren von den robot— 
und abgabepflichtigen Bauern ernährt. Lehen heißt 
lateiniſch feudum; daher der Name „Feudalſtaat“. 


Literatur: Paul Kampffmeyer, „Geſchichte der 
Geſellſchaftsklaſſen in Deutſchland“. Berlin 1910. Seite 7 
bis 26. 


§ 2. Die deutſchen Alpenländer. 


Die Alpenländer wurden von deutſchen, haupt— 
ſächlich bayriſchen Bauern und Grund— 
herren beſiedelt. Die früher in dieſen Gebieten 
wohnenden Keltoromanen und Slawen (Wenden) 
wurden allmählich von den deutſchen Koloniſten 
überflutet; ſie ſind in der deutſchen Nation aufge— 
gangen. Das Gebiet wurde von vielen deutſchen 
Fürſten regiert, die Lehensmannen des deutſchen 
Königs waren. Solche zum Deutſchen Reich 
gehörende Fürſtentümer waren die Oſt— 
mark, aus der ſich das Herzogtum Oeſterreich (heute 
Nieder- und Oberöſterreich) entwickelte, Kärnten, die 
Steiermark, Tirol und das Bistum Salzburg.“ 


Nur im Südoſten diejes Gebietes — in Krain, 
im Süden der Steiermark und Kärntens — erhielt 
ſich die bäuerliche Volksmaſſe ihre ſlawiſche Natio— 
nalität. Heute noch ſind dieſe Gebiete von den Sho— 
wenen bewohnt. Aber die ſloweniſchen Bauern ge— 
rieten unter die Herrſchaft deutſcher Grundherren. 
Die Herrenklaſſe war deutich; die ſloweniſche Nation 
beſtand aus ausgebeuteten und geknechteten Bauern, 
die keine höhere Kultur entwickeln, kein ſelbſtändiges 
ſtaatliches Leben führen konnten. So wurden die 
Slowenen zu einer „geſchichtsloſen Nation“. 
Auch ihr Gebiet wurde von deutſchen Fürſten be- 
herrſcht, die Lehensmannen des deutſchen Königs 
waren. 

Literatur: Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage 
und die Sozialdemokratie“. Wien 1907. $ 16. 


§ 3. Böhmen und Ungarn. 


Böhmen, Mähren und Schleſien gehörten zum 
Königreich Böhmen, das von tſchechiſchen Fürſten 
beherrſcht wurde. Die tſchechiſchen Fürſten riefen 
deutſche Bauern, Kaufleute und Bergleute in das 
Land. Die Deutſchen gewannen als Träger fortge— 
ſchrittenerer wirtſchaftlicher Kultur große Macht im 
Lande. In der Huſſiten⸗Bewegung (1410 bis 
1436) empörte ſich die tſchechiſche Volksmaſſe gegen die 
deutſchen Könige, das deutſche Bürgertum und die 
deutſche Geiſtlichkeit. In den Huſſitenkriegen hat der 
tſchechiſche Adel zuerſt, auf die tſchechiſche Volksmaſſe 
geſtützt, die deutſchen Herrenklaſſen beſiegt; dann 
aber die tſchechiſche Demokratie, die Taboriten 
niedergeworfen. (Schlacht bei Lipan 1434.) Der Adel 
wurde zum Herrn des Landes. Trotzdem blieb das 
Königreich dem Deutſchen Reich eng verbunden. Die 
Könige von Böhmen waren unter den Luxem— 
burgern (1308 bis 1437) zugleich deutſche Könige. 


Ungarn war ein ſelbſtändiges Königreich; es 
gehörte dem Deutſchen Reich nicht an. Doch war es 
mit dem Deutſchen Reich durch viele Bande wirt— 
ſchaftlichen und kulturellen Verkehrs verknüpft. 
Zahlreiche deutſche Koloniſten ſiedelten ſich im 
Lande an. 

Literatur: Ueber die Huſſitenkriege und ihre Vor— 
geſchichte: Karl Kautsky, „Vorläufer des neueren 
Sozialismus“. Stuttgart 1909. 1. Band, Seite 311 ff. 
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$ J. Die Vereinigung der Alpenländer mit Böhmen und 
Ungarn. 


Durch den ſtarken deutſchen Einfluß vorbereitet, 
vollzog ſich die Vereinigung der deutſchen Fürſten— 
tümer in den Alpenländern mit den Königreichen 
Böhmen und Ungarn unter dem Druck der Türken— 
gefahr. Die Türken hatten 1453 Konſtantinopel 
erobert. Sie unterwarfen die Balkanhalbinſel. Sie 
eroberten einen Teil Ungarns. Sie bedrohten 
Deutſchland. (Belagerung Wiens durch die Türken 
1529, 1683.) Zur Abwehr dieſer Gefahr mußten ſich 
die bedrohten Länder vereinigen. So gelang es den 
Habsburgern, die bereits die deutſchen Fürſtentümer 
der Alpenländer unter ihrer Herrſchaft vereinigt 
hatten, auch Böhmen und Ungarn zu erwerben, als 
Ludwig, König von Böhmen und Ungarn, im Jahre 
1526 in der Schlacht von Mohacs gegen die Türken 
fiel. Allerdings blieb der größte Teil Ungarns zu— 
nächſt unter türkiſcher Herrſchaft. Er wurde den 
Türken in zwei Jahrhunderten blutiger Kriege, die 
erſt 1718 endeten, abgerungen. 


Die „Erblande“ der Habsburger bildeten jedoch 
keinen Staat, ſondern ein bloß durch die 
Perſon des Landesfürſten verbun⸗ 
denes Länderbündel. Jedes dieſer Länder 
bildete ein beſonderes Fürſtentum, mit den anderen 
Ländern nur dadurch verknüpft, daß ſein Landesfürſt 
auch der Landesfürſt der anderen Länder war. 


Schon durch die Vereinigung der alpenländiſchen 
Fürſtentümer unter ihrer Herrſchaft wurden die 
Habsburger die mächtigſten unter den deutſchen 
Fürſten. Die Erwerbung Böhmens und Ungarns 
ſteigerte noch ihre Macht. So gelang es ihnen, an die 
Spitze des Deutſchen Reiches zu treten. Von 
1438 bis 1806 waren die Habsburger (ſeit 1780 
eigentlich: Lothringer) nicht nur Herren des alpen— 
ländiſch-böhmiſch-ungariſchen Länderbündels, ſondern 
zugleich auch deutſche Könige („römtijche 
Kaiſer deutſcher Nation“), als deren Lehensmannen 
die anderen deutſchen Fürſten galten. 

Literatur: Die Aufſätze Friedrich Engels' über 
Ungarn und den Panſlawismus in der „Neuen Rheiniſchen 
Zeitung“ 1848 ſiehe: „Aus dem literariſchen Nachlaß von 
Karl Marx, Friedrich Engels und Ferdinand Laſſalle“. 
Stuttgart 1902. 3. Band. — Otto Bauer, „Die Watio- 
nalitätenfrage und die Sozialdemokratie“. § 16. — Rudolf 
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Springer, „Grundlagen und Entwicklungsziele der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie“. Wien 1906. Seite 1 


bis 19. 
II. Abſchnitt. 


Die Zentraliſierung der Staatsgewalt. 
(1526 bis 1789.) 


§ 5. Die Anfänge des Kapitalismus. 


Im Ausgang des Mittelalters entwickeln ſich 
ſchnell die Städte und mit ihnen die Waren— 
produktion und die Geldwirtſchaft. Der 
Kapitalismus beginnt vom Handel und Wucher 
aus in das Gebiet der Gütererzeugung überzu— 
greifen. Es beginnt die Organiſierung der kapitali— 
ſtiſchen Manufaktur und der kapitaliſtiſchen 
Hausinduſtrie. 

Die Entwicklung der ſtädtiſchen Märkte gibt den 
Grundherren die Möglichkeit, aus dem Verkauf der 
Erzeugniſſe der Landwirtſchaft und der Viehzucht 
Gewinn zu ziehen. Auf der Grundlage der Grund— 
herrſchaft, die nur für den Eigenbedarf produziert 
hat, entwickelt ſich die Guts herrſchaft, die die 
von fronenden hörigen Bauern gewonnenen Erzeug— 
niſſe auf den Markt bringt. Dies ſetzt jedoch einer— 
ſeits Ausdehnung des Herrenlandes auf 
Koſten des Bauernlandes voraus — alſo 
Raub von Wald und Weide, die den bäuerlichen 
Markgenoſſenſchaften gehört hatten, und „Bauern— 
legen“, das heißt Vertreibung der Bauern von Hof 
und Acker — anderſeits Vermehrung der Arbeits— 
pflicht der Bauern durch Ausdehnung der 
Fronarbeit. Vergebens wehren ſich die Bauern 
in vielen Bauernaufſtänden gegen dieſe 
Beſtrebungen. 

Die Entwicklung der Geldwirtſchaft macht es den 
Fürſten möglich, erhöhte Gel dſteuern einzuheben 
und aus ihrem Erträgnis ein Söldnerheer und 
eine mit Geld entlohnte Beamtenſchaft zu 
ſchaffen. An die Stelle des Feudalſtaates tritt der 
fürſtliche Abſolutis mus, der die Feudal— 
herren in ſeine Untertanen verwandelt. Die Grund— 
herren, in den „Ständen“ organiſiert, wehren ſich 
vergebens gegen die erſtarkende Fürſtengewalt. 

Dieſe Entwicklung führt zu Kämpfen zwiſchen 
Handwerk und Kapital, Bauern und Grundherren, 
Feudalherren und Fürſten. Dieſe ſozialen Kämpfe 
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finden ihren Ausdruck in den Stürmen der Refor— 
mation. (Luther 1517.) 


Literatur: Paul Kampffmeyer, „Geſchichte der 
Geſellſchaftsklaſſen in Deutſchland“. Zweite Auflage. 
Seite 26 bis 114. — Karl Kautsky, „Vorläufer des 
neueren Sozialismus“. Stuttgart 1909. 2. Band. — 
1 Engels, „Der deutſche Bauernkrieg“. Berlin 
1908 

8 6. Der Landesfürſt und die Stände. 


Die Stände ſind die Verſammlung der 
Lehensmannen des Fürſten, zu denen ſpäter Ver— 
treter der Städte, in Tirol auch der freien Bauern— 
ſchaft hinzutreten. Am Ende des Mittelalters erſtarkt 
ihre Macht: der Fürſt muß, um von ihnen die zum 
Ausbau des modernen Staates erforderlichen Mittel 
zu erlangen, ihnen immer neue „Freiheiten“ zuge— 
ſtehen, insbeſondere das Recht der Steuerbewilligung 
und der Mitwirkung an der Geſetzgebung. Die 
Stände (Landtage) ſchaffen ſich eigene Verwaltung, 
eigene Beamtenſchaft, eigenes Heer, die nur ihnen, 
nicht dem Landesfürſten, unterworfen ſind. Je mehr 
ſich aber die Warenproduktion entwickelt, je reicher 
die Geldſteuern fließen, deſto ſtärker wird der Landes— 
fürſt. Es gelingt ihm, die Macht der Stände zu 
brechen und die abſolute Fürſtengewalt zu 
begründen. Den Ständen beläßt der Landesfürſt nur 
ihr Ständevermögen und in begrenztem Umfang ihre 
ſtändiſche Verwaltung. Der ſo erhaltene Dualismus 
— landesfürſtliche und ſtändiſche Verwaltung — geht 
nach 1848 über in den Dualismus der landesfürſt— 
lichen und der „autonomen“ Landesverwaltung, wo— 
bei an die Stelle der Stände der aus Wahlen hervor— 
gegangene Landtag tritt. 

Jedes Land hatte ſeine beſonderen Stände. Der 

Landesfürſt dagegen war derſelbe in allen Ländern. 
Der Sieg der Landesfürſten über die Stände be⸗ 
deutete daher den Sieg des 8 entralis mus über 
den Föderalismus. Jetzt erſt wurde es mög— 
lich, das unter Habsburgs Herrſchaft vereinigte 
Länderbündel zu einem Einheitsſtaat umzugeſtalten. 

Der Landesfürſt tritt den proteſtantiſchen Stän— 
den als Sachwalter der katholiſchen Kirche gegen— 
über. Die Gegenreformation bedeutet die 
Unterwerfung der ketzeriſchen Feudalherren unter 
den katholiſchen Fürſten, aber zugleich auch di 
Unterwerfung der revoltierenden ketzeriſchen Bauern 


unter die Feudalherren. Oeſterreich wird „katholiſch 
gemacht“ 

Literatur: Ueber die Entwicklung der fürſtlichen Ge— 
walt überhaupt die zu § 5 genannten Schriften. Ueber die 
Entwicklung in Oeſterreich insbeſondere: Otto Bauer, 
„Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie“. § 16. 


§ 7. Die Gegenreformation in Böhmen. 


Schwerer als in den Alpenländern unterwirft 
in Böhmen der Fürſt die Stände, die hier nicht nur 
als Vertreter des evangeliſchen Bekenntniſſes gegen 
den katholiſchen Fürſten, ſondern auch als Vertreter 
der tſchechiſchen Nation gegen den deutſchen Fürſten 
auftreten. Erſt durch die Schlacht am Weißen 
Berge (1620) wird die Macht der böhmiſchen 
Stände gebrochen. 

Der tſchechiſche Adel wird nunmehr ſeines Lan— 
des beraubt und verbannt, ſeine Führer werden hin— 
gerichtet. Der Kaiſer verleiht das Land an Aben— 
teurer, die Ahnen des heutigen böhmiſchen Adels. 
Der neue Adel eignet ſich das durch den Dreißig— 
jährigen Krieg verödete Bauernland an. Der Reſt 
der Bauern wird zu vermehrter Robot gezwungen. 
Zugleich veröden die Städte infolge der Vertreibung 
der Proteſtanten und der Verwüſtungen des Dreißig— 
jährigen Krieges. 

Die tſchechiſche Nation, ihres Adels und der 
Oberſchicht ihres Bürgertums beraubt, wird zu einem 
Volk geknechteter Bauern, Kleinbürger und Arbeiter, 
die im Staate rechtlos ſind und höhere Kultur nicht 
entwickeln können. Die tſchechiſche Sprache verſchwin— 
det aus dem ſtaatlichen Leben, die tſchechiſche Litera— 
tur verfällt. Die Tſchechen werden zur geſchichts⸗ 
loſen Nation. 

Die triumphierende Fürſtengewalt geht nun 
daran, die Alpenländer und Böhmen wirtſchaftlich 
und politiſch zu einem Ein beitsit. aat zu ver⸗ 
ſchmelzen. Später, nachdem es den Türken abge— 
rungen, knüpft ſie auch Ungarn enger an ihren 
Beſitz, doch gelingt es hier nicht ſo vollſtändig wie 
in den weſtlichen Erblanden, die Macht des Land— 
tages zu brechen. 

Literatur: Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage 
und die Sozialdemokratie“. § 16. 


S 8. Der Merkantilismus. 


Die Macht des modernen Staats beruht auf der 
Geldſteuer. Um die Steuerkraft des Landes zu heben, 
2* 


1 


fördert er die Entwicklung der kapitaliſtiſchen 
Manufaktur und der kapitaliſtiſchen 
Hausinduſtrie. Er zieht aus dem Ausland Kapi— 
taliſten und Arbeiter heran. Er gewährt den Kapita— 
liſten Privilegien und Subventionen. Er befreit ſie von 
der Geltung der Zunftregeln. Er ſchützt ſie gegen die 
„Begehrlichkeit“ der Arbeiter (Arbeitszwang, Maxi— 
mallöhne, Koalitionsverbot). Er gewährt ihnen 
Schutzzölle und Einfuhrverbote, die die konkurrie— 
renden fremden Waren fernhalten. So wird der 
Grund gelegt zur kapitaliſtiſchen Induſtrie. 

Zugleich ſtrebt dieſe Politik die Bildung 
eines einheitlichen Wirtſchaftsgebie— 
tes an. Bildete zunächſt jedes Kronland ein be— 
ſonderes Zollgebiet, ſo werden unter Maria Thereſia 
(1740 bis 1780) die böhmiſchen mit den Alpenlän— 
dern zu einem Zollgebiet vereingt (1775). Die Ein— 
heit des Wirtſchaftsgebietes iſt die Grundlage der 
Zentraliſierung der Staatsgewalt. 

Literatur: Karl Pribram, „Geſchichte der öfter- 
1 Gewerbepolitik von 1740 bis 1860“ Leipzig 1907. 
1 an 


89, Anrafröisensen. 


Die Ausbeutung der Bauern durch die Guts— 
herrſchaft, ſeit der Gegenreformation geſteigert, 
widerſtreitet den Intereſſen des Staates. Je mehr 
der Gutsherr den Bauer ausbeutet, deſto weniger 
ergiebig iſt die bäuerliche Steuerkraft für den Staat. 
Da nur die Bauern, nicht die Gutsherren ſteuer— 
pflichtig ſind, ſchädigt das „Bauernlegen“ den 
Staatsſchatz. Iſt der Bauer ausgebeutet, fehlt der 
Induſtrie ein kaufkräftiger Markt; iſt er an die 
Scholle gebunden, jo fehlt es der Induſtrie an Ar— 
beitskräften. Wiederholte Bauernaufſtände erzwingen 
das Eingreifen des Staates, der insbeſondere unter 
Maria Thereſia und Joſef II. (1780 bis 1790) gegen 
den Widerſtand der Stände einige Bauernſchutz— 
geſetze durchſetzt. Das „Bauernlegen“ wird ver— 
hindert. Die Abgaben- und Fronpflicht der Bauern 
wird „reguliert“. Die Strafgewalt der gutsherr— 
lichen Gerichte wird eingeſchränkt. Schließlich wer— 
den die perſönlichen Rechtsverhältniſſe der Bauern 
durch das Patent vom 1. November 1781 (ſogenannte 
„Aufhebung der Leibeigenſchaft“) verbeſſert. Diejes 
Geſetz gibt den Bauern Freizügigkeit, Freiheit der 
Berufswahl und der Verehelichung, Aufhebung der 
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Zwangsgeſindedienſte der Bauernkinder und macht 
dadurch erſt die Heranziehung der Bauernſöhne zur 
Induſtrie möglich. Durch dieſe ſozialen Refor— 
men wurde die Ausbeutung der Bauern durch die 
Gutsherren gemildert; beſeitigt wurde ſie erſt durch 
die ſoziale Revolution von 1848. 

Zugleich bedeuten auch dieſe Reformen Erſtar— 
kung und Zentraliſierung der Staatsgewalt. War 
früher jeder Gutsherr faſt unbeſchränkter Gebieter 
in ſeiner Herrſchaft, ſo regelt nun die einheitliche 
Staatsgewalt durch ihre Bureaukratie (Kreis- 
ämter) die Rechtsverhältniſſe des Landvolkes. 
Neben die herrſchaftliche Obrigkeit tritt die ſtaatliche. 

Literatur: Karl Grünberg, „Die Bauernbefreiung 
und die Auflöſung des gutsherrlich-bäuerlichen Verhält- 
niſſes in Böhmen, Mähren und Schleſien“. Leipzig 1893. 


§ 10. Der „aufgeklärte Abſolutismus“. 


Auf der Grundlage der durch den Merkantilis— 
mus und die Agrarreformen geförderten Entwick— 
lung der Warenproduktion entwickelt ſich der abſolu— 
tiſtiſche Staat. Seine Machtmittel ſind die Bu— 
reaukratie und das nunmehr auf dem Kon— 
ſkriptionsſyſtem aufgebaute Heer. Die Ver— 
waltung des ganzen, durch die Pragmatiſche 
Sanktion (1713) für unteilbar erklärten Länder— 
bündels wird mehr und mehr zentraliſiert. 
Nach der Aufhebung der böhmiſchen Hofkanzlei im 
Jahre 1749 werden die Länder der böhmiſchen Krone 
mit den Alpenländern von denſelben Zentralbehör— 
den regiert; das „böhmiſche Staatsrecht“ iſt ebenſo 
vernichtet wie die einſtige Selbſtändigkeit der an— 
dern Kronländer. Mit der Zentraliſierung geht die 
Germaniſierung Hand in Hand: Hof, Adel, 
Bureaukratie, Offizierskorps, Bourgeoiſie ſind 
deutſch oder germaniſiert, die deutſche Sprache iſt 
Staatsſprache, ſie tritt an den höheren Schulen an 
die Stelle der lateiniſchen. Das Recht, früher in 
jedem Lande verſchieden, wird vereinheitlicht; unter 
Maria Thereſia beginnen die Kodifikations— 
arbeiten, die für die Alpenländer und Böhmen, 
teilweiſe auch für Ungarn ein einheitliches, den Be— 
dürfniſſen der kapitaliſtiſchen Warenproduktion an— 
gepaßtes Recht ſchaffen und deren letzte Ergebniſſe, 
das bürgerliche Geſetzbuch (1811) und das Straf— 
geſetz (1803), heute noch gelten. Die Grundlage dieſer 
Kodifikationen iſt das römiſche Recht; von dem 
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„Naturrecht“ der bürgerlichen „Aufklärung“ ſind ſie 
ſtark beeinflußt. 

Hat ſich der Feudalſtaat auf die „Wahrung des 
Friedens nach außen und nach innen“ beſchränkt, ſo 
greift der Abſolutismus in alle Beziehungen der 
„Untertanen“ ein. Er ſtellt die Kirche unter die 
Kontrolle der ftaatlichen Bureaukratie; er hebt unter 
Joſef II. viele Klöſter auf, um ihr Vermögen für 
die Zwecke der ſtaatlich regulierten Seelſorge zu ver— 
wenden (Religionsfonds), er gewährt Proteſtanten 
und Juden Toleranz, er geht ſchließlich, um der 
Induſtrie leiſtungsfähige Arbeitskräfte zu ſchaffen, 
daran, das Volksſchulweſen zu organiſieren. 
(Allgemeine Schulordnung 1774.) So groß der Fort— 
ſchritt auf allen Gebieten iſt, den der Abſolutismus, 
auf die Bourgeoiſie geſtützt, gegen den Feudaladel 
durchſetzt, ſo vollzieht er ſich doch auf der Grundlage 
kapitaliſtiſcher Ausbeutung der Arbeiter und feu— 
daler Ausbeutung der Bauern, er iſt begleitet von 
dem Niedergang des von der Konkurrenz kapitaliſti— 
ſcher Manufakturen bedrängten, von kapitaliſtiſchen 
Händlern unterjochten Handwerks, er wird dem Volk 
oktroyiert durch eine allmächtige deſpotiſche Bureau— 
kratie. Die Traditionen des „Joſefinismus“ bildeten 
noch im 19. Jahrhundert das politiſche und ſoziale 
Glaubensbekenntnis der „liberalen“ Bureaukratie. 

Literatur: Paul v. Mitrofanow, „Joſef II.“ 
Wien 1910. 

§ 11. Die Teilung Polens. 


Die polniſche Adelsrepublik fiel den mächtigen 
Nachbarn zur Beute. Rußland, Preußen und Oeſter— 
reich teilten ihr Gebiet. (1772, 1795.) Galizien, 
das an die Habsburger fiel, wurde mit den Alpen— 
ländern und Böhmen unter gemeinſame Verwaltung 
geſtellt. 

Der Weſten des Landes iſt von Polen be— 
wohnt. Im Oſten ſind die Bauern Ruthenen, die 
Gutsherren Polen. Die Ruthenen, ein Volk höriger 
Bauern ohne eigenen Adel und ohne eigenes Bürger— 
tum, waren, wie die Slowenen und ſeit 1620 die 
Tſchechen, eine „geſchichtsloſe Nation“. 

Literatur: Hermann Wendel, „Die preußiſche 
Polenpolitik“. Berlin 1908. Seite 4 bis 22. 


§ 12. Der Niedergang des Deutſchen Reiches. 


In ähnlicher Weiſe wie die Habsburger haben 
auch die anderen deutſchen Fürſten die Stände ihrer 
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Länder beſiegt, die Verwaltung zentraliſiert, die 
fürſtliche Macht auf Bureaukratie und ſtehendes Heer 
aufgebaut. Je ſtärker ſie werden, deſto ſchwächer wird 
die römiſch-⸗deutſche Kaiſergewalt. Während die 
Habsburger in den Erblanden zu abſoluten Fürſten 
werden, ſinkt ihre Macht im Reiche. Hat die Gegen— 
reformation in Oeſterreich geſiegt, ſo erringen ſich die 
proteſtantiſchen Länder in Norddeutſchland faſt voll— 
ſtändige Selbſtändigkeit. (Dreißigjähriger Krieg 
1648.) Insbeſondere Preußen wird zum mächtigen 
Staat, der unter Friedrich II. („dem Großen“) das 
thereſianiſche Oeſterreich beſiegt. (Schleſiſche Kriege 
1763.) Die römiſch-deutſche Kaiſerwürde iſt zum in— 
haltloſen Titel geworden. Der Zuſammenhang der 
Erblande mit den übrigen deutſchen Ländern iſt ge— 
lockert. i 

Literatur: Franz Mehring, „Deutſche Geſchichte“. 
Berlin 1910. 1. Band. Seite 32 bis 65. — Franz Meh⸗ 
ring, „Die Leſſing⸗Legende“. 2. Auflage. Stuttgart 1906. 
Seite 68 bis 198. 


III. Abſchnitt: 


Oeſterreich an der Spitze der europäiſchen Gegen— 
revolution. 
(1789 bis 1848.) 


§ 13. Die franzöſiſche Revolution. 


Auch in Frankreich hat das Königtum die Stände 
beſiegt, die Staatsgewalt zentraliſiert, die Entwick— 
lung der Bourgeoiſie durch die merkantiliſtiſche Poli— 
tik gefördert. Solange das Königtum im Kampfe 
gegen die Feudalherren ſtand, freute ſich die noch 
ſchwache Bourgeoiſie ſeines Schutzes. Später, reich 
und ſelbſtbewußt geworden, gerät ſie in Gegenſatz 
gegen das nunmehr abſolute Königtum. Sie ſtellt 
ihm das von der „Aufklärungsphiloſophie“ ent— 
wickelte bürgerliche „Naturrecht“ gegenüber. Sie 
fordert: Geſetzgebung durch eine gewählte Volksver— 
tretung; Freiheit des Individuums gegenüber dem 
Staat („Menſchen- und Bürgerrechte“), insbeſondere 

Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit, Gewerbefreiheit, 
Freizügigkeit; Gleichheit aller Staatsbürger vor dem 
Geſetz, Aufhebung der Privilegien des Adels und 
der Kirche; Aufhebung der Gutsherrſchaft und der 
Zünfte. Dieſe Forderungen wurden verwirklicht 
durch die Revolution. 1789 wird Frankreich konſti— 
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tutionelle Monarchie, Adel und Kirche verzichten 
„freiwillig“ auf die feudalen Rechte, die „Menſchen— 
und Bürgerrechte“ werden proklamiert. 1792 wird 
Frankreich Republik. 

Literatur: Wilhelm Blos, „Die franzöſiſche Revo— 
lution“. Stuttgart 1888. Peter Kropotkin, „Die 
feangöfifehe Revolution“. Leipzig o. J. — Karl Kautsky, 

Die Klaſſengegenſätze im Zeitalter der franzöſiſchen Re— 
bone Stuttgart 1908. — Heinrich Cunow, „Die 
Parteien der großen franzöſiſchen Revolution und ihre 
Preſſe“. Berlin 1912. 


§ 14. Oeſterreich und die Revolution. 


Durch die bürgerliche Revolution eingeſchüchtert, 
ſucht der Abſolutismus bei dem Feudaladel und der 
Kirche Unterſtützung. Die Reformtätigkeit 
des „aufgeklärten“ Abſolutismus hört mit dem Tod 
Joſefs II. (1790), der mit dem Beginn der fran— 
zöſiſchen Revolution zuſammenfällt, auf. Der Polizei— 
ſtaat ſucht durch die Zenſur und die „Dema- 
gogenverfolgungen“ das Eindringen des 
Liberalismus nach Oeſterreich vergebens zu ver— 
hindern. 

Zugleich verbündet ſich Oeſterreich mit den an— 
deren abſolutiſtiſch-feudalen Staaten Europas und 
mit England, um in den Koalitionskriegen 
die franzöſiſche Revolution niederzuwerfen. Aber das 
revolutionäre Volksheer der Franzoſen beſiegt die 
Heere der Fürſten. Oeſterreich wird in dieſen Kriegen 
mit ſchwerer Staatsſchuld belaſtet, die 1811 
zum Staatsbankrott führt. 


Literatur: Franz Mehring, „Deutſche Geſchichte“. 


Berlin 1910. 1. Band, Seite 87 bis 91. — Maximilian 
Bach, „Geſchichte der Wiener Revolution“. Wien 1898. 
Seite 90 bis 164. — Karl Marx, „Revolution und 


Konterrevolution in Deutſchland“. Stuttgart 1896. Seite 
32 bis 40. — Ueber die Koalitionskriege: Friedrich En— 
gels, „Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wiſſen— 
ſchaft“. Stuttgart 1901. Seite 173 bis 176. 


§ 15. Das öſterreichiſche Kaiſerrum und der Deutſche 
Bund. 


In den Kriegen gegen das feudale Europa wird 
die ſiegreiche Armee zur ſtärkſten Macht in Frank— 
reich. Durch die Klaſſenkämpfe, die die Revolution 
entfeſſelt, erſchüttert, wird die Republik der Armee 
unterworfen. Napoleon Bonaparte wird 


„Erſter Konſul“ (18. Brumaire, 1799), 1804 Kaiſer 
der Franzoſen. Als „Erbe der Revolution“ ſetzt er 
die Kriege gegen die feudal-abſolutiſtiſchen Staaten 
fort. In den von ihm unterworfenen Ländern wird 
die von der Revolution geſchaffene bürgerliche Rechts- 
ordnung eingeführt. 

In dieſen Kriegen wird das römiſch— 
deutſche Kaiſertum vernichtet. Deutſche 
Fürſten vereinigen lich ; zum Rheinbund unter Napo— 
leons Schutz. Kaiſer Franz legt 1806 die deutſche 
Kaiſerwürde nieder. Er nimmt den Titel eines 
Kaiſers von Oeſterreich an (1804). Damit 
haben die Ergebniſſe der vorausgegangenen Periode 
— die Zerbröckelung des Deutſchen Reiches und die 
Zentraliſierung der Staatsgewalt in den Erblanden 
— ihren äußeren Abſchluß empfangen. 

Nachdem Napoleon Oeſterreich (1805, 1809) und 
Preußen (1806) beſiegt hat, wendet er ſich gegen 
Rußland. Sein Anſturm bricht ſich an dem ruſſiſchen 
Koloß (1812). Nun organiſieren England, Preußen, 
Oeſterreich den Kampf gegen den „Erben der Revo— 
lution“. Die deutſche Jugend erhebt ſich zu den „Be— 
freiungskriegen“ gegen die franzöſiſche 
Fremdherrſchaft. Napoleon wird beſiegt und ab— 
geſetzt, das franzöſiſche Königtum wieder eingeſetzt 
(1813). Auf dem Wiener Kongreß (1815) 
ordnen die Diplomaten die Karte Europas. 


An die Stelle des römiſch-deutſchen Kaiſertums 
tritt der Deutſche Bu nd (1815 bis 1866) unter 
öſterreichiſchem Präſidium. Der Bund, zu dem die 
böhmiſchen und die Alpenländer gehören, entſpricht 
den Bedürfniſſen der deutſchen Bourgeoiſie nicht. 
Einerſeits bleibt in den Einzelſtaaten trotz der von 
den Fürſten in den „Befreiungskriegen“ gegebenen 
Verſprechungen der Abſolutis mus beſtehen. 
Anderſeits hemmt die Zerſplitterung Deutſch— 
lands — jeder Staat bildet ein eigenes Zollgebiet 
und hat eigene Geſetze, Währung, Maße, Nieder— 
laſſungsbeſchränkungen — die wirtſchaftliche Ent— 
wicklung. Der deutſche Liberalismus ſetzt ſich die 
Freiheit und Einheit n ene 
zum Ziel. 

Der erſte Erfolg dieſer Bewegung iſt die Bil 
dung des Deutſchen Zollvereines (1834). 
Es wird ein einheitliches Zoll- und Wirtſchaftsgebiet 
unter Führung Preußens, mit Ausſchluß Oeſter— 
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reichs, gebildet. Dadurch wird das Ausſcheiden 
Oeſterreichs aus dem Deutſchen Bund vorbereitet. 

Literatur: Franz Mehring, „Deutſche Geſchichte“. 
Berlin 1910. 1. Band, Seite 91 bis 106. — Franz Meh⸗ 
ring, „Von Tilſit nach Tauroggen“. Stuttgart 1912. — 
Franz M ehring, „Von Kaliſch nach Karlsbad“. Stutt⸗ 
gart 1913. — Karl Marx, „Revolution und Konter— 
revolution in Deutſchland“. Stuttgart 1896. Seite 1 bis 32. 
— Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokrätie“. 8 15. 


$ 16. Die öſterreichiſche Herrſchaft über Italien. 


Der Wiener Kongreß unterwirft Italien der 
öſterreichiſchen Fremdherrſchaft. Die Lombardei und 
Venezien werden öſterreichiſche Provinzen. Toskana, 
Parma, Modena werden von öſterreichiſchen Erz— 
herzogen regiert. Der Kirchenſtaat und Neapel ſtehen 
unter öſterreichiſchem Einfluß. Aehnlich wie in 
Deutſchland ſetzt hier eine liberale Bewegung für 
die Freiheit und Einheit Italiens ein. 

Literatur: Seignobos, „Politiſche Geſchichte des 
modernen Europa“. Leipzig 1910. Seite 295 bis 307. 


8 17. Die nationalen Bewegungen in Polen und Ungarn. 


Der polniſche Adel, in ſeiner Hoffnung, 
Napoleon werde Polen wiederherſtellen, getäuſcht, 
ſucht in nationalen Aufſtänden vergebens die Un- 
abhängigkeit Polens zu erringen. So 1830 
in Ruſſiſch-Polen, 1846 in Galizien. Die öſter— 
reichiſche Regierung wirft den polniſchen Adels— 
aufſtand nieder, indem ſie die rutheniſchen Bauern 
gegen die polniſche Schlachta mobiliſiert. 

Nach dem Beiſpiel Deutſchlands, Italiens, 
Polens ſetzt auch in Ungarn die nationale Bewegung 
ein, deren Ziel die Wiederherſtellung eines ſelb— 
ſtändigeen Ungarn iſt. Die magyariſche 
Gentry ſucht den ſtändiſchen Reichstag in ein 
modernes Parlament zu verwandeln, ſeine Macht 
gegen den Kaiſer zu ſtärken und die magyariſche 
Sprache zur Staatsſprache zu machen. Als Waffe 
gegen die Magyaren benützt die öſterreichiſche Re— 
gierung die nationale Bewegung der Kroaten und 
Serben. (Illyrismus.) 

Literatur: Erwin Szabo, „Die ungariſche Revo— 
lution von 1848“, „Die Neue Zeit“, XXIII. Jahrgang, 
1. Band. — Otto Bau er, „Die Nationalitätenfrage und 
die Sozialdemokratie“. Wien 1907. § 25. — Karl 
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Kautsky, „Finis Poloniae?“, „Die Neue Zeit“, 
XIV. Jahrgang, 2. Band. 


$ 18. Die Heilige Allianz. 


Durch die nationalliberalen Bewegungen der 
deutſchen und der italieniſchen Bourgeoiſie, des pol— 
niſchen und des magyariſchen Kleinadels bedroht, 
ſtellt ſich der öſterreichiſche Abſolutismus unter 
Metternich an die Spitze der europäiſchen Konter— 
revolution. Oeſterreich ſchließt mit Preußen und 
Rußland die Heilige Allianz (1815), deren Ziel die 
Niederwerfung aller revolutionären Bewegungen in 
Europa iſt. Sie tritt den revolutionären Bewegun— 
gen in Italien, Spanien, Griechenland (1820) ent— 
gegen. Sie organiſiert die Verfolgungen der 
liberalen Literatur („Junges Deutſchland“), der 
Burſchenſchaften und Turnvereine. (Karlsbader und 
Laibacher Konferenzen 1819, 1821.) Der Haß des 
europäiſchen Liberalismus richtet ſich vornehmlich 
gegen Oeſterreich. Das „Junge Europa“ ſetzt ſich 
zum Ziel die Herſtellung eines freien Deutſchland, 
Italien, Polen, Ungarn auf den Trümmern Oeſter— 
reichs. (Mazzini, Koſſuth.) 

Literatur: Seignobos, „Politiſche Geſchichte des 
modernen Europa“. Seite 658 ff., 686 ff. — Richard 
Charmatz, „Geſchichte der auswärtigen Politik Oeſter— 
reichs im 19. Jahrhundert“. I., Leipzig 1912. 


V. Abſchnitt. 
Die Revolution 1848. 
§ 19. Das Fabrikſyſtem. 


In die erſte Hälfte des 19. Jahrhunderts fällt 
die induſtrielle Revolution: der Kapitalis- 
mus ſtellt die Maſchine in ſeinen Dienſt, an die 
Stelle der auf Handarbeit beruhenden Manufaktur 
tritt die auf Maſchinenarbeit beruhende Fabrik, 
die Eiſenbahnen und die Dampfſchiff⸗ 
fahrt bringen die Völker einander näher. Von 
England ausgehend, dringt das Fabrikſyſtem auch 
nach Oeſterreich. 

Die Maſchine vermehrt die induſtrielle 
Reſervearmee. Die Lage der Arbeiter wird 
verſchlechtert: die Löhne ſinken, die Arbeitszeit wird 
verlängert, Kinder- und Frauenarbeit erlangen un— 
geahnte Ausdehnung. Zugleich werden die alte 
Hausinduſtrie (Spinnerei, Weberei) und das 
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jelbftändige Handwerk niederkonkurriert. In den 
Städten ſammelt ſich ein hungerndes Proletariat an. 


Literatur: Ueber — Fabrikſyſtem überhaupt: Karl 
Mer x, „Das Kapital“. Band, vierter Abſchnitt. 
Ueber ſein Eindringen — Oeſterreich: E. V. Zenke 
„Die Wiener Revolution 1848 in ihren ſozialen 8 
fetzungen und Beziehungen“. Wien 1897. — Friedrich 
Engels, „Der Anfang des Endes in Oeſterreich“. 
„Der Kampf“, VI, Seite 393. 


§ 20. Das Erwachen der geſchichtsloſen Nationen. 


Hat die franzöſiſche Revolution zunächſt die 
nationalen Bewegungen der hiſtoriſchen 
Nationen (Deutſche, Italiener, Magyaren, 
Polen) hervorgerufen, die nach der Herſtellung 
eines die ganze Nation umfaſſenden National— 
ſtaates ſtreben, ſo beginnen ſpäter auch die ge— 
ſchichtsloſen Nationen (Tſchechen, Slo— 
wenen, Ruthenen) zu erwachen. 

Zunächſt die Tſchechen. Waren ſie früher nur 
ein Volk geknechteter und kulturloſer Bauern, Klein— 
bürger und Arbeiter, ſo erzeugt nun die kapitaliſtiſche 
Entwicklung ein tſchechiſches Bürgertum, das, 
allmählich ſelbſtbewußt werdend, nicht mehr ger— 
maniſiert wird. Dieſes Bürgertum erweckt die 
tſchechiſche Sprache und Literatur zu neuem Leben 
und es tritt mit nationalpolitiſchen Forderungen 
— Gleichberechtigung der tſchechiſchen Sprache in 
Amt und Schule, Wiederherſtellung eines ſelb— 
ſtändigen böhmiſchen Reiches auf. Es findet Rück— 
halt in der tſchechiſchen Volksmaſſe, je mehr ſie mit 
der Verbreitung der Volksbildung (Volksſchule!) 
und mit der Stärkung ihres Selbſtbewußtſeins, 
(Eindringen liberaler und revolutionärer Ideen) 
zur Teilnahme am öffentlichen Leben befähigt wird. 
Nach drei Jahrhunderten erſcheint die tſchechiſche 
Nation wieder auf der Bühne der Geſchichte. 

Später ſetzen ähnliche Bewegungen bei den 
Slowenen und Ruthenen, ebenſo bei den 
Südilawen und Rumänen in Ungarn ein. 

Literatur: Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage 
und die Sozialdemokratie“. $ 17. 


$ 21. Die Märzrevolution. 


Schon vor 1848 herrſchte tiefe Mißſtimmung in 
allen Klaſſen der Geſellſchaft. Das Bürgertum, 
von den liberalen Ideen beeinflußt, ſtand dem 
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Regime Metternichs feindlich gegenüber; in der 
Literatur (Lenau, Anaſtaſius Grün) ſpiegelte ſich 
ſeine oppoſitionelle Stimmung. Auch in der 
Bureaukratie und im Kleinadel, wo 
joſefiniſche Traditionen fortlebten, erſtarkte die 
liberale Strömung. In der vom Fabrikſyſtem ver— 
elendeten Maſſe der Klein bürger und Ar— 
beiter herrſchte revolutionäre Spannung. Die 
Nachricht vom Siege der franzöſiſchen Februar— 
revolution führte zum Ausbruch. 

Am 13. März 1848 demonſtrieren Bürger und 
Studenten vor dem Wiener Landhauſe, während in 
den Vorſtädten die Arbeiter Fabriken in Brand 
ſetzen. Die Truppen, von Erzherzog Albrecht kom— 
mandiert, geben Feuer. Das Volk drängt zur Hof— 
burg. Der Hof bewilligt die Entlaſſung Metternichs 
und die Bewaffnung der Bürger und er 
verſpricht eine Konſtitution. 

Nun erhob ſich Ungarn. Am 17. März be— 
willigte der Hof die Bildung eines beſonderen ver— 
antwortlichen Miniſteriums für Ungarn. Es folgten 
die Aprilgeſetze, die den ſtändiſchen Landtag in ein 
Zenſusparlament verwandelten, die Bürger dem 
Adel gleichſtellten, die Fronden und Abgaben der 
Bauern beſeitigten. 

Literatur: Maximilian Bach, „Geſchichte der Wiener 
Revolution“. Wien 1898. — Karl Marx, „Revolution 
und Konterrevolution in Deutſchland“. Stuttgart 1896. 


§ 22. Klaſſenkämpfe in der Revolution. 


In Oeſterreich wurde die am 13. März ver— 
ſprochene Verfaſſung durch das Miniſterium 
Pillersdorf am 25. April kundgemacht. Sie entſprach 
den Wünſchen der Bourgeoiſie: Zweikammerſyſtem, 
Ausſchließung der Arbeiter vom Wahlrecht. Die 


Demokraten — Kleinbürger und Arbeiter — er— 
heben ſich dagegen am 15. und 26. Mai. Ihre 
Forderungen — konſtituierender Reichstag, Ein— 
kammerſyſtem, allgemeines Wahlrecht — werden 


bewilligt. Der Hof flieht nach Innsbruck. Der 
Sicherheitsausſchuß regiert Wien. 

Der konſtituierende Reichstag tritt am 
10. Juli in Wien zuſammen. Er beſchließt über An— 
trag Kudlichs die Aufhebung der Guts— 
herrſchaft (Grundentlaſtung). Die Bauern wur— 
den freie Eigentümer ihres Landes, von Robot, Ab— 
gaben und Patrimonialgerichtsbarkeit befreit. Die 
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Gutsherren erhalten 289 Millionen Gulden Ent— 
ſchädigung. Damit hat die bürgerliche Revolution 
das uralte feudale Ausbeutungsverhältnis beſeitigt. 
Aber das kapitaliſtiſche Ausbeutungsverhältnis 
treibt zur Spaltung der revolutionären Kräfte. 

Seit der Mairevolution zieht ſich die liberale 
Bourgeoifie von der demokratiſchen Bewegung 
zurück. Die Berichte über den Klaſſenkampf in Frank— 
reich (Juniſchlacht) erweitern die Kluft zwiſchen der 
Bourgeoiſie und den Arbeitern. Im 
Auguſt, als die Arbeiter gegen die Herabſetzung der 

Löhne bei den öffentlichen Notſtandsarbeiten demon— 

ſtrieren, kommt es zu einem bewaffneten Zuſammen— 
ſtoß zwiſchen der Bürgergarde und den Arbeitern. 
Die Bourgeoiſie ſehnt ſich nach der Wiederherſtellung 
der „Ordnung“, die ihr die Unterwerfung der Ar— 
beiter verbürgt. 

Literatur: Siehe $ 21. — Karl Marx, „Die Klaſſen— 
kämpfe in Frankreich“. Berlin 1895. 


§ 23. Die Gegenrevolution. 


Durch den Abfall der Bourgeoiſie von der Re— 
volution ermutigt, geht der Hof daran, die Fonter- 
revolutionären Kräfte zu ſammeln. Zunächſt wird 
die italieniſche Revolution von Radetzky 
niedergeworfen. Dann geht der Hof daran, die ge— 
ſchichtsloſen Nationen gegen die hiſto— 
riſchen zu mobiliſieren: er hält die Polen mit 
Hilfe der rutheniſchen Bauern nieder; er verbündet 
ſich, nachdem Windiſchgrätz den radikalen Flügel der 
Tſchechen niedergeworfen hat, durch Vermittlung des 
böhmiſchen Feudaladels (Thun) mit den Tſchechen 
(Palacky, Rieger) gegen die revolutionären Deut— 
ſchen; er ſtachelt die Slawen und Rumänen in Un— 
garn, insbeſondere die Kroaten unter dem Banus 
Jellacic zur bewaffneten Erhebung gegen die 
Magyaren auf. Nun erheben ſich die Arbeiter und 
die Studenten Wiens, um die Revolution zu retten. 

Am 6. Oktober verhindern ſie den Abmarſch 
eines Regiments gegen Ungarn. Der Kriegsminſter 
Latour wird hingerichtet. Die kaiſerlichen Truppen 
werden zum Rückzug gezwungen. Aber die Bour- 
geoiſie, vor den Arbeitern zitternd, nimmt an der 
Verteidigung Wiens gegen die unter Windiſchgrätz 
heranrückende Armee nicht teil. Die Bauern, durch 
die Aufhebung der Gutsherrſchaft befriedigt, laſſen 
Wien im Stich. Wien wird eingenommen, der Be— 
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lagerungszuſtand verhängt, die Gegenrevolution 
nimmt blutige Rache. (Hinrichtung Blums.) 

Nach der Niederwerfung Wiens wird die „Ord— 
nung“ in ganz Oeſterreich wieder hergeſtellt, ſchließ— 
lich mit Hilfe eines ruſſiſchen Armeekorps auch 
Ungarn unterworfen. 

Literatur: Siehe § 21. 


S 24. Die deutſche Revolution. 


Der Erhebung Wiens am 13. März folgte die 
Erhebung des übrigen Deutſchlands. (18. März, 
Berlin.) Das Bürgertum forderte die Verwirk— 
lichung der Einheit Deutſchlands. Der Bundestag 
mußte die Einberufung einer deutſchen National— 
verſammlung nach Frankfurt (Paulskirche) 
zugeſtehen. Die Großdeutſchen forderten die 
Wiederherſtellung des deutſchen Kaiſertums und 
Uebertragung der Kaiſerwürde an die Habsburger. 
Die Kleindeutſchen wünſchten Ausſchließung 
Oeſterreichs aus Deutſchland und Uebertragung der 
Kaiſerwürde an die Hohenzollern. Die Demokra— 
ten forderten die deutſche Republik von der Nord— 
und Oſtſee bis zur Adria, während Ungarn, Polen, 
Italien ſelbſtändige Nationalſtaaten bilden ſollten. 

Die Demokratie ſcheiterte an der Schwäche der 
Bourgeoiſie: da fie weder in Oeſterreich noch in 
Preußen die Dynaſtie zu ſtürzen wagte, war die 
deutſche Republik unmöglich. Die Nationalverſamm— 
lung entſchied ſich daher für die kleindeutſche 

Löſung; ſie bot dem König von Preußen die deutſche 

Kaiſerwürde an. Aber nach Niederwerfung Ita— 
liens, Wiens, Ungarns war Oeſterreich zu ſtark, 
als daß Preußen vermocht hätte, es aus Deutſchland 
auszuſchließen oder ſeiner Vorherrſchaft zu unter— 
werfen. Preußen lehnte die Kaiſerwürde ab, die 
Nationalverſammlung wurde auseinandergejagt, 
der Deutſche Bund in vormärzlicher Geſtalt wieder 
hergeſtellt. Die „Revolution von unten“ hat die 
Einheit Deutſchlands nicht zu begründen vermocht; 
ihr folgte die „Revolution von oben“. (Bismarck 
1866, 1870.) 

Literatur: Wilhelm Blos, „Deutſche Revolution“. 
Stuttgart 1892. — Franz Mehring, „Geſchichte der 
Deutſchen Sozialdemokratie“. Zweite Auflage. Stuttgart 
1903. 2. Band, Seite 1 bis 194. — Karl Marx, „Revo— 
lution und Konterrevolution in Deutſchland“. Stuttgart 
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1896. — Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. Wien 
1911. Seite 29 bis 33. 


S 25. Das Kremſierer Parlament. 


Der öſterreichiſche Reichstag wurde von Wien 
nach Kremſier verlegt. Hier, von der Gegenrevolu— 
tion bereits b oroht, einigten ſich die hadernden 
Völker. Im Verfaſſungsausſchuß ent— 
wickelten Palacky und Kautſchitſch zum erſtenmal 
die Forderung nach der nationalen Autono— 
mie: national abgegrenzte Verwaltungsgebiete 
ſtatt der Kronländer. Der Ausſchuß beſchloß eine 
demokratiſche Verfaſſung, die zwar die Kronländer 
fortbeſtehen ließ, aber innerhalb ihrer national ab— 
gegrenzte Kreiſe bildete. Ehe dieſer im Ausſchuß 
von allen Nationen genehmigte Entwurf vom 

Reichstag beſchloſſen werden konnte, jagte die 
teiumpbierende Gegenrevolution den Reichstag am 

März 1849 mit Waffengewalt auseinander. Der 
Absolutismus war wieder hergeſtellt. 

Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Seite 33 bis 47. 


V. Abſchnitt. 
Die öſterreichiſche Gegenrevolution. 
(1849 bis 1860.) 
§ 26. Militärdiktatur und Verwaltungsorganiſation. 


Die Armee hatte die Revolution beſiegt. Sie 
war Herrin des Staates. Unter dem „Barrikaden— 
miniſter“ Bach wurde die Freiheitsbewegung blutig 
unterdrückt, die Preſſe unter die Zenſur geſtellt, die 
Vereine wurden aufgelöſt. Trotz der Zerrüttung der 
Staatsfinanzen wurden die Militärausgaben 
erhöht. Steuern und Staatsſchulden ſtiegen. Die 
Staatsbahnen wurden an das internationale 
Großkapital verſchleudert. 

Das ganze Reich einſchließlich Ungarns wurde 
ein einheitliches Verwaltungsgebiet, die ganze 
Staatsgewalt in Wien zentraliſiert. Zum 
Schaden des deutſchen Volkes wird die deutſche 
Sprache im ganzen Gebiet „Staats-, Amts- und 
Unterdrückungsſprache“. 

Die Grundentlaſtung, von der Revolu— 
tion diktiert, wird durchgeführt. Die weitere Geſetz— 
gebung, die die Auflöſung des gutsherrlich-bäuer— 
lichen Verhältniſſes notwendig macht, ſteht aber 
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unter dem Einfluß des Feudaladels. (Schwarzen— 
berg Miniſterpräſident, Windiſchgrätz General- 
kommandierender.) Das Servituten-Patent 
(1853) beſchenkt die Gutsherren auf Koſten der 
Bauern. 

Da die Patrimonialgerichtsbarkeit beſeitigt, 
müſſen Verwaltung und Juſtiz auf neue Grund— 
lagen geſtellt werden. Es wurde die heute noch be— 
ſtehende bureaukratiſche Verwaltungs- 
organiſation geſchaffen (Bezirksämter). 

Heer und Bureaukratie ſuchen die Unterſtützung 
der Kirche. Konkordat 1855. Die Schule wird 
der Kirche unterworfen, das kirchliche Eherecht und 
die kirchliche Gerichtsbarkeit in Eheſachen wieder— 


hergeſtellt, die Zenſur den Biſchöfen unterſtellt, das 


Recht der Biſchöfe, die Gläubigen zu beſtrafen, an— 
erkannt, die Kirche von jeder Staatsaufſicht befreit, 
der Religionsfonds ſoll in ihr Eigentum übergehen. 


Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Wien 1911. Seite 49 bis 56. — Richard Charmatz, 
„Oeſterreichs innere Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leip— 
zig 1911. Seite 17 bis 37. — Heinrich Friedjung, 
Oeſterreich von 1848 bis 1860“. Stuttgart 1908. — Ueber 
die Verſchleuderung der Staatsbahnen: Paul Kar, 
„Zur, een der Eiſenbahnverſtaatlichung in Oeſter⸗ 
reich „„Der Kampf“ „ I,, Seite 2167 If. und Wilhelm 
Ellenbogen, „Die Südbahn“, „Der Kampf“, III, 
Seite 498 ff. — Ueber die Agrargeſetzgebung: Walter 


8 Schiff, „Oeſterreichs Agrarpolitik ſeit der Grundent— 


laſtung“. Tübingen 1898. — Ueber die Konkordatsſchule: 


„Vierzig Jahre Reichs volksſchulgeſetz“. Herausgegeben vom 


Verein „Freie Schule“. Wien 1909. 


S 27. Der wirtſchaftliche Liberalismus und der Krimkrieg. 


Hatte die Regierung den Liberalismus poli— 
tiſch beſiegt, jo mußte fie doch ſein wirtſchaftliches 
Programm ſelbſt durchführen, um die Steuerkraft 
des Landes zu heben und — im Sinne der groß— 
deutſchen Politik — durch die wirtſchaftliche Annähe— 
rung Oeſterreichs an Deutſchland die politiſche vor— 
zubereiten. Bruck, der Begründer des „Oeſterreichi— 
ſchen Lloyd“ hat die Zollinie zwiſchen 
Oeſterreich und Ungarn aufgehoben 
(1851), die merkantiliſtiſchen Einfuhrverbote 
beſeitigt, die Schutzzölle ermäßigt 
(1852), das Poſtporto herabgeſetzt, die Eiſen— 
bahnbauten gefördert (Semmering), die Han— 
delskammern geſchaffen, ſchließlich die volle 
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Gewerbefreiheit angebahnt (Gewerbeord— 
nung 1859). Der Grundentlaſtung folgte die 
volle Freiheit des Bodenerwerbs. Da die 
Feſſeln beſeitigt ſind, wachſen unter dem Einfluß 
des allgemeinen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwunges der Fünfzigerjähre Flachs— 
und Baumwollſpinnerei, Eiſen- und Kohlenproduk— 
tion ſehr ſchnell. Das Finanzkapital erſtarkt an der 
Finanznot. Indem der Abſolutismus durch ſeine 
Wirtſchaftspolitik die Bourgeoiſie ſtärkt, bereitet er 
ſelbſt den Sieg des politiſchen Liberalismus vor. 
Er tritt ein, ſobald äußere Ereigniſſe den Abſolutis— 
mus ſtürzen. 

Die Revolution von 1848 hatte den Zaren zum 
Herrn Europas gemacht. Rußland will nun die 
Donaufürſtentümer (Moldau und Walachei) und die 
Türkei unterwerfen. Um der Umklamerung durch 
Rußland zu entgehen, wendet ſich Oeſterreich gegen 
den Zaren, der ihm 1849 Ungarn unterworfen hatte. 
Oeſterreich beſetzt 1854 die Donaufürſtentümer, 
ſcheut ſich aber, Rußland, dem Haupt der Gegen— 
revolution, mit den Weſtmächten zuſammen den 
Krieg zu erklären und in Polen einzurücken. Durch 
dieſe Halbheit verfeindet ſich Oeſterreich gleichzeitig 
mit Rußland und mit den Weſtmächten. Es muß 
nach Beendigung des Krieges in der Krim die 
Donaufürſtentümer räumen, iſt in Europa iſoliert, 
ſeine Finanzen ſind durch die Mobiliſierung zer— 
rüttet. Für die Löſung der italieniſchen und der 
deutſchen Frage gegen Oeſterreich iſt die Bahn frei. 
War die öſterreichiſche Gegenrevolution durch ihre 
finanziellen Intereſſen gezwungen, die liberale 
Bourgeoiſie im Innern zu ſtärken, ſo war ſie durch 
die ſtaatlichen Intereſſen gezwungen, auf den 
Schutz Rußlands gegen die Revolution zu ver— 
zichten. So mußte ſie ſich ſelbſt ihr Grab graben. 

Literatur: Ueber die wirtſchaftlichen Reformen die 
zu § 26 genannten Schriften von Charmatz und 


Friedjung. — Ueber den Krimkrieg: Heinrich 
Friedjung, „Der Krimkrieg und die öſterreichiſche 
Politik“. Stuttgart 1907. — Friedrich Engels, „Die 


auswärtige Politik des ruſſiſchen Zarentums“. „Die 
Neue Zeit“, VIII. Jahrgang. 


S 28. Die italieniſche Revolution. 


Sardinien, mit Frankreich (Napo⸗ 
leon III.) verbündet, beſiegt das ſeit dem Krim— 
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krieg in Europa tiolierte Oeſterreich bei Magenta 
und Solferino (1859). Oeſterreich muß die Lombar— 
dei an Sardinien abtreten. Dem Kriege folgt die 
Revolution (Garibaldi) in den italieniſchen Klein— 
ſtaaten. Die unter öſterreichiſchem Einfluß ſtehenden 
Fürſten werden vertrieben, ihre Länder mit Sar— 
dinien zum Königreich Italien vereinigt 
(1861). Nur das öſterreichiſche Venetien (bis 1866) 
und das päpſtliche Rom (bis 1870) bleiben noch 
außerhalb des Königreiches. 


Der Sieg der italieniſchen Revolution ſtärkt den 
kleindeutſchen Liberalismus in Norddeutſchland. 
(Nationalverein, 1859.) Oeſterreich muß ſich zum 
Kriege um die Vorherrſchaft in Deutſchland rüſten. 
Um die Sympathien in Deutſchland wieder zu ge— 
winnen, wird es Verfaſſungsſtaat. 

Literatur: Franz Mehring, „Geſchichte der 
deutſchen Sozialdemokratie“. 2. Auflage. Stuttgart 1903. 
2. Band, Seite 292 bis 310, und die dort genannten 
Schriften von Engels, Laſſalle und Marx. — 
Ueber Napoleon III.: Karl Marx, „Der achtzehnte 
Brumaire des Louis Bonaparte“. Hamburg 1907. — Ueber 
die italieniſche Revolution: Seignobos, „Politiſche 
Geſchichte des modernen Europa“. Leipzig 1910. Seite 312 
bis 323. — Ueber die Ereigniſſe auf dem Kriegsſchau— 
platz: Heinrich Friedjung, „Der Kampf um die Vor— 
herrſchaft in Deutſchland“. Stuttgart 1897. 1. Band, 
Seite 1 bis 32. 


VI. Abſchnitt. 
Die Herrſchaft der liberalen Bourgeviſie. 
(1861 bis 1878.) 


§S 29. Feudaladel und Bourgentiie. 


Der Feudaladel fordert den Föderalis— 
mus: Uebertragung der Geſetzgebung an die 
Landtage, die Nachfolger der Stände. Die Bour— 
geoiſie — und mit ihr die joſefiniſche Bureaukratie 
und der mit Kapital und Bureaukratie verſippte 
Teil des Adels („verfaſſungstreuer Großgrund— 
beſitz“) — fordert den Zentralismus: Ueber— 
tragung der Geſetzgebung an den Reichsrat. Der 
Klaſſenkampf zwiſchen Feudaladel und Bour— 
geoiſie erſcheint zugleich als nationaler 
Kampf. Bourgeoiſie, Bureaukratie und liberaler 
Adel ſind deutſch, während der Feudaladel ſich auf 
Magyaren, Polen und Tſchechen („böhmiſches 
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Staatsrecht“; Clam-Martinic, Palacky, Rieger) 
ſtützt. je 

Zuerſt wendet ſich die Krone dem feudalen 
Föderalismus zu: Goluchowskis Oktober— 
diplom (1860). Aber ſie weicht bald dem Wider— 
ſtand der deutſchliberalen Bourgeoiſie: Schmerlings 
Februarpatent (1851). 

Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Wien 1911. Seite 56 bis 64. — Richard Charmatz, 
„Oeſterreichs innere Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 
1911. 1. Band, Seite 37 bis 48. — Otto Bauer, „Die 
Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie“. Wien 
1907. § 19. 

S 30. Das Februarpatent 1861. 


Die Geſetzgebung wurde in den Reichsrat ver— 
legt: weiterer Reichsrat für alle Länder, 
engerer Reichsrat mit Ausſchluß Ungarns. 
Der Reichsrat wird von den Landtagen ge— 
wählt. Für dieſe wurde das Kurienwahlrecht 
(Großgrundbeſitz, Handelskammern, Städte, Land— 
gemeinden) eingeführt, der Zenſus in den Kurien 
der Städte und Landgemeinden mit 10 bis 20 Gul— 
den direkter Steuer feſtgeſtellt. Dadurch ſoll den 
Deutſchliberalen (verfaſſungstreuer Adel, deutſche 
Bourgeoiſie und Bureaukratie) die Mehrheit ge— 
ſichert werden. Zugleich tritt neben die „[andes- 
fürrſtliche“ Verwaltung die „autonome“ 
Verwaltung der privilegierten Klaſſen durch 
die Landesausſchüſſe und Gemeindevertretungen 
(Landesordnungen 1861, Reichsgemeindegeſetz 1862). 

Der Feudaladel, der Klerikalismus, Magyaren, 
Tſchechen und Polen bekämpfen den „liberalen“ 
Zentralismus. Trotz der Polizeimaßregeln gegen 
die Oppoſition kann er ſich nicht behaupten. 1865 
ſiſtiert Beleredi die Verfaſſung. 

Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Wien 1911. Seite 64 bis 70. — Richard Charmatz, 
„Oeſterreichs innere Geſchichte von 1848 bis 1907“. 
Leipzig 1911. 1. Band, Seite 48 bis 71. 


§ 31. Der Deutſche Krieg 1866. 


Seit 1848 rüſten Preußen und Oeſterreich zum 
Kampf um die Vorherrſchaft in Deutſchland. Im 
Jahre 1864 befreien fie gemeinſam Schleswig-Hol— 
ſtein von der däniſchen Fremdherrſchaft, um ſich 
die Sympathie des deutſchen Bürgertums zu er— 
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werben. Der Streit um das weitere Schickſal Schles— 
wig⸗Holſteins gibt den äußeren Anlaß zum Ent— 
ſcheidungskampf um die deutſche Kaiſerkrone. 
Indeſſen hatte Bismarck gegen die „Fort— 
ſchrittspartei“ die preußiſche Militärreform durch— 
geführt und Preußen mit Italien verbündet. 
Oeſterreich wird 1866 bei Königgrätz geſchlagen. 
Es muß Venetien an Italien abtreten, aus dem 
Deutſchen Bunde austreten und die Bildung des 
„Norddeutſchen Bundes“ unter Preußens 
Führung zulaſſen. Der „Norddeutſche Bund“ 
wird durch den aus allgemeinen Wahlen hervorge— 
gangenen Reichstag (Laſſalle, 1863) gefeſtigt. Er 
ſchließt mit den ſüddeutſchen Staaten Schutzverträge 
ab. Die Löſung der deutſchen und der 
italieniſchen Frage gegen Oeſterreich 


iſt entſchieden. Die deutſche Nation bezahlt 


den Kampf zwiſchen Habsburg und Hohenzollern mit 
dem Ausſcheiden von zehn Millionen Deutſchen aus 
dem Reiche. 8 

Nach dem Kriege wird die öſterreichiſche Ver— 
faſſungsfrage durch den Ausgleich mit Un— 
garn (Beuſt-Deak, 1867) gelöſt. Die Krone liefert 
Ungarn der magyariſchen Gentry, Oeſterreich 
der deutſchliberalen Bourgeoiſie aus, um die „Re— 
vanche für Sadowa“ vorzubereiten. 

Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Wien 1911. Seite 71 bis 78. — Franz Mehring, „Ge— 
ſchichte der Deutſchen Sozialdemokratie“. Zweite Auflage. 
Stuttgart 1903. 3. Band, Seite 230 bis 291. — Friedrich 
Engels, „Gewalt und Oekonomie bei Herſtellung des 
neuen Deutſchen Reiches“. „Die Neue Zeit“, XIV. Jahr— 
gang, 1. Band. — Heinrich Fried jung, „Der Kampf 
um die Vorherrſchaft in Deutſchland“. Stuttgart 1897. 


§ 32. Der Ausgleich 1867. 


Oeſterreich und Ungarn werden ſelbſtän— 
dige Staaten. An die Stelle des öſterreichiſchen 
Kaiſertums tritt die Oeſterreichiſch-ungariſche 
Monarchie. Die pragmatiſchen Angelegen— 
heiten“ (Heer, auswärtige Politik) bleiben dau— 
ernd gemeinſam, den Delegationen übertragen. Die 
„dualiſtiſchen Angelegenheiten“ Goll— 
geſetzgebung, Währung, indirekte Steuern) werden 
gemeinſam, aber nur durch Vertrag für zehn Jahre 
vom Reichsrat und Reichstag geregelt. Die Zu— 
ſammenſetzung des öſterreichiſchen Reichsrates bleibt 
unverändert. 
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In Oeſterreich ſchließen die Deutſchliberalen 
mit der polniſchen Schlhachta, die ſeit dem 
mißglückten Aufſtand von 1863 konſervativ gewor— 
den, einen engeren Ausgleich (1868), indem ſie ihr 
die polniſchen und die rutheniſchen Bauern Gali— 
ziens ausliefern. Aehnlich in Ungarn die magyari— 
ſche Gentry mit den Kroaten. Der Ausgleich 
bedeutet die Verſtändig ung der herrſchen— 
den Klaſſen der hiſtoriſchen Nationen 
(Deutſche, Magyaren, Polen, Kroaten) gegen die 
kon nationale Volksmaſſe (KRurienwahl- 
recht!) und gegen die geſchichtsloſen Na— 
tionen (Tſchechen, Slowenen, Ruthenen in Oeſter— 
reich, Slowaken, Serben, Rumänen in Ungarn). In 
Oeſterreich regiert nunmehr die deutſchliberale 
Bourgeoiſie. 

Literatur: Karl Renner, „Vor vierzig Jahren“. 
Wien 1911. Seite 124 bis 137. — Rudolf Springer, 
„Grundlagen und Entwicklungsziele der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie“. Wien 1906. 


S 33. Der Deutſch-Franzöſiſche Krieg 1870/71. 


Nach dem Ausgleich wurde die Regierung 
dem deutſchliberalen „Bürgerminiſterium“ 
(Carlos Auersperg, Giskra, Herbſt) übertragen. 
Seine Tätigkeit wurde jedoch ſchon 1870 durch den 
Deutſch-Franzöſiſchen Krieg unterbrochen. Mit den 
deutſchen Siegen, die die Hoffnung auf die „Re— 
vanche für Sadowa“ begruben und der Aufrichtung 
des klein deutſchen Reiches verlor der Hof 
das Intereſſe an der deutſchliberalen Herrſchaft. 
Das durch die feudal-klerikal-ſlawiſche Oppoſition 
erſchütterte Bürgerminiſterium wurde entlaſſen und 
das feudal-klerikale Miniſterium Hohenwart— 
Scäffle gebildet. (Februar 1871.) Die neue Re— 
gierung ſollte den böhmiſchen Feudaladel und die 
Tſchechen durch Zugeſtändniſſe an das böhmiſche 
Staatsrecht (Fun damentalartikel) ver— 
ſöhnen. Gleichzeitig verſuchte ſie die vom Kapita— 
lismus geknechteten Kleinbürger und Arbeiter gegen 
die liberale Bourgeoiſie auszuſpielen (Schäffles 
Kritik des Kapitalismus; Begnadigung der wegen 
„Hochverrats“ verurteilten Sozialdemokraten). Ihre 
Pläne ſcheiterten an dem Widerſtand der liberalen 
Bourgeoiſie, die magyariſcher und preußiſcher Ein— 
fluß ſtärkten. Im November 1871 wurde die Re— 
gierung wieder dem Liberalismus übertragen. Es 
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wurde das „Doftorenmintiiterium”“ (Adolf 
Auersperg, Laſſer, Glaſer, Unger) gebildet. Durch 
amtliche Wahlbeeinfluſſung und Stimmenkauf 
(Chabrus) erlangten die Deutſchliberalen wie— 
der die Mehrheit im Reichsrat, während die Tſche— 
chen das Parlament nicht beſchickten. 

Literatur: Friedrich Engels, „Gewalt und Oeko— 
nomie bei Herſtellung des neuen Deutschen Reiches“. 
„Die Neue Zeit“, XIV. Jahrgang, Band. — Karl 
Renner, „Vor vierzig Jahren“. Wien 1911. Seite 78 
bis 80. — Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere Ge— 
ſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1911. 1. Band, Seite 
100 bis 116. 

§ 34. Die liberalen Reformen. 


In den Jahren 1861 bis 1878 geſtaltet der 
Bourgeoisliberalismus den Staat um. Zunächſt wird 
zugleich mit dem Ausgleich die Dezemberver— 
faſſung geſchaffen: die Staatsgrundgeſetze über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, über die 
richterliche und die Regierungsgewalt, über die Mi— 
niſterverantwortlichkeit, das Vereins- und das 
Verſammlungsgeſetz. Vorausgegangen war 
das Preßgeſetz (1862). Ihnen folgen 1873 die 
Wahlreform (irefte Reichsratswahlen ſtatt der 
Wahlen durch die Landtage, jedoch mit Beibehaltung 
der Kurien und des Zenſus) und die Einführung der 
Geſchwornengerichte. 

Die Juſtiz wird von der Verwaltung 
getrennt. Statt der Bezirksämter Bezirkshaupt— 
mannſchaften und Bezirksgerichte. Das Heer wurde 
auf der Grundlage der allgemeinen Wehr— 
pflicht reorganiſiert. 

Das Konkordat wird 1870 aufgehoben. 
(Vatikaniſches Konzil: Unfehlbarkeit des Papſtes, 
Einnahme Roms durch die Italiener.) An ſeine 
Stelle treten: das Eherecht von 1811, die Notzivil— 
ehe, das Geſetz über die interkonfeſſionellen Verhält⸗ 
niſſe (1868) und die Maigeſetze (1874). Weitere Re— 
formen (Pfarrgemeinden, Eherecht) ſcheitern an dem 
erbitterten Widerſtand des Klerus, der bei der Krone 
und dem Herrenhaus Unterſtützung findet. Die mo— 
derne Volksſchule wird durch das Reichsvolks— 
ſchulgeſetz (1869) begründet. 

So groß der politiſche Fortſchritt, ſo ſtellen 
doch alle dieſe Reformen Kompromiſſe dar: 
einerſeits zwiſchen der liberalen Parlamentsmehrheit 
und der widerſtrebenden Krone, anderſeits zwiſchen 
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dem liberalen Prinzip und dem Bedürfnis der libe— 
ralen Regierung, ſich zur Unterdrückung der beſitz— 
loſen Klaſſen und der geſchichtsloſen Nationen die 
Mittel zu bewahren. 

Der wirtſchaftliche Liberalismus (laisser faire, 
laisser passer!) ſetzt die Aufhebung der Wucher— 
geſetze, die Freiteilbarkeit des Bauern⸗— 
guts, die Handelsverträge mit dem Deut— 
ſchen Zollverein und mit England durch. Alle Hinder— 
niſſe freier Entfaltung des e werden be— 
ſeitigt. 

Literatur: Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1911. 1. Band, 
Seite 84 bis 100, 111 bis 140. — „Vierzig Jahre Reichs— 
volksſchulgeſetzt. Herausgegeben vom Verein „Freie 
Schule“. Wien 1909. 


VII. Abſchnitt. 


Feudaladel und Kleinbürgertum gegen die 
Bourgevifie. 


(1878 bis 1890.) 


$ 35. Verelendung der Volksmaſſen durch den 
Kapitalismus. 


Die wirtſchaftliche Proſperität, die dem 2 Deutſch⸗ 
Franzöſiſchen Kriege gefolgt iſt und von Gründungs— 
fieber, Boden- und Börſenſpekulation begleitet war, 
endete mit dem Krach 1873. Ihm folgt eine lange 
Periode der Depreſſion. 

Die induſtrielle Bourgeoiſie ſelbſt wendet 
ſich von den liberalen Grundſätzen ab, indem ſie 
Schutzzölhle fordert. Noch die liberale Mehrheit 
bewilligt den Zolltarif von 1878, der Schutz— 
und Finanzzölle erhöht. 

Das Kleinbürgertum iſt kapitals⸗ 
börig geworden. Es wendet ſich von der Demokratie 
ab, dem zünftleriſchen Antiſemitis mus 
zu (Ernſt Schneider). Es fordert Befähigungsnach— 
weis und Gewerbegenoſſenſchaften. 

Der Bauernſchaft bringt der nach der 
Grundentlaſtung vollzogene Uebergang von der Na— 
tural- zur Geldwirtſchaft Steigen der Hypothekenlaſt, 
Ausbeutung durch Wucher und Zwiſchenhandel. Die 
Agrarkriſe wird verſchärft durch die amerikaniſche 
und die ruſſiſche Getreideeinfuhr nach Weſt- und 
Mitteleuropa. Mit dem Steigen der Volksbildung 
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verbreiten ſich die Forderungen antifapita- 
liſtiſcher Agrarreform in den Dörfern: 
Wuchergeſetz, Höferecht, Bodenentſchuldung, Sper— 
rung der Hypothekenbücher. 

Die Arbeiterſchaft hat ſich 1867 erhoben, 
Bildungsvereine nach dem neuen Vereinsgeſetz ge— 
bildet. Sie lehnt den Liberalismus ab und wendet 
ſich der Sozialdemokratie zu. Die Demon— 
ſtration von 1869 erringt das Koalitions— 
recht (1870). Gleichzeitig beginnen aber auch die 
Verfolgungen (Hochverratsprozeß). Die wirt— 
ſchaftliche Depreſſion, die polizeilichen Verfolgungen, 
die inneren Spaltungen (Scheu-Oberwinder) führen 
zum Eindringen terroriſtiſcher Lehren. 
(Deutſches Sozialiſtengeſetz 1878; Moſt.) Die Ar- 
beiterbewegung ſpaltet ſich in „Radikale“ und 
„Gemäßigte“. Die erſchreckte Bourgeoiſie fordert 
Ausnahmegeſetze, während der „Katheder— 
ſozialismus“ rät, nach reichsdeutſchem Beiſpiel der 
Arbeiterbewegung durch rbeiterſchutzgeſetze 
und die Arbeiterverſicherung den Boden 
abzugraben. 

Die allgemeine Unzufriedenheit wird verſchärft 
durch die Steuererhöhungen, die das libe— 
rale Regime zur Linderung der durch die Kriegs— 
periode entſtandenen Fin anznot (Staatsbanke— 
rott 1868) durchgeführt hat. 

Literatur: Ueber die Wendung zum Schutzzoll: 
Karl Kautsky, „Handelspolitik und Sozialdemo— 
kratie“. Berlin 1901. Seite 31 bis 40. — Ueber den 
Niedergang des Handwerks und die Abwehrbewegung: 
Karl Kautsky, „Das Erfurter Programm“. Stutt- 
gart 1907. Heinrich Waentig, „Gewerbliche Mittel— 
ſtandspolitik“. Leipzig 1898. — Ueber die Agrarkriſe: 
Karl Kautsky, „Die Agrarfrage“. Stuttgart 1899. — 
Ueber die Arbeiterbewegung: Julius Deutſch, „Ge⸗ 
ſchichte der öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung“. 
Wien 1908. Seite 30 bis 118. Karl Renner, „Vor 
vierzig Jahren“. Wien 1911. 


§ 36. Der chriſtliche Sozialismus. 


— 

Der Liberalismus iſt durch den Krach, durch die 
Aufdeckung ſeiner Verbindung mit der Börſenſpeku— 
lation (Ofenheimprozeß) kompromittiert. Feudaladel 
und Klerus ſuchen ihn zu ſtürzen, indem ſie die 
durch den Kapitalismus verelendeten Klaſſen gegen 
ihn mobiliſieren. Hohenwart, Belcredi, Liechtenſtein 
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fordern gewerbliche Mittelſtandspolitik, antikapita— 
liſtiſche Agrarreform, Arbeiterſchutzgeſetze für die 
ſabrikmäßigen Betriebe. Da die Juden Träger des 
„mobilen Kapitals“ ſind, wird die Bewegung anti— 
ſemitiſch. Im feudalen „Vaterland“ entwickelt 
Vogelſang ein Syſtem des „chriſtlichen Sozialis— 
mus“. Die kleinbürgerliche Demokratie (Lueger) 
eignet ſich dieſes Programm an. 

Literatur. Marx-Engels, „Das Kommuni— 
ſtiſche Manifeſt“. III. 1a. Der feudale Sozialismus. — 
Alto Bauer, „Das Ende des chriſtlichen Sozialismus“, 
„Der Kampf“. 4. Band, Seite 393 ff. — Karl Renner, 
„Die Wandlungen der Chriſtlichſozialen“, „Der Kampf“. 
2. Band, Seite öff. — Ueber Judentum und Anti⸗ 
ſemitismus: Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage - 
und die Sozialdemokratie“. Wien 1907. §S 23; Karl Marx, 
„Zur Judenfrage“. „Aus dem literariſchen Nachlaß von 
M arx, Engels und Laſſalle.“ Stuttgart 1902. 
2. Band, Seite 425 bis 431. ö 


§ 37. Die Okkupation Bosniens und der Dreibund. 


Im Ruſſiſch-Türkiſchen Krieg 1878 wird die 
Türkei beſiegt. Oeſterreich-Ungarn (Andraſſy) wen— 
det ſich gegen Rußland, um ſeine Umklammerung 
durch Rußland zu verhindern und ſich einen Anteil, 
an der türkiſchen Beute zu ſichern. Das Deutſche 
Reich, ſeit der Annexion Elſaß-Lothringens von fran— 
zöſiſchen Revanchegelüſten bedroht, entſcheidet auf 
dem Berliner Kongreß für Oeſterreich, das das 
Mandat zur Okkupation Bosniens erhält, und ſchafft 
dadurch die Grundlage für das deutſch-öſterreichiſche 
Bündnis, dem ſich 1882 Italien anſchließt. (Ita— 
lieniſch-franzöſiſcher Konflikt wegen Tunis.) Das 
deutſch-öſterreichiſche Bündnis beendet den alten 
Kampf zwiſchen Habsburg und Hohenzollern. Zu— 
gleich gibt Deutſchland damit den Anſpruch auf 
Deutſchöſterreich und den Schutz der Deutſchöſter— 
reicher auf: Die Krone hat in Oeſterreich freie Hand, 
gegen die deutſche Bourgeoiſie zu regieren. 

Literatur: Friedrich Engels, „Die auswärtige 
Politik des ruſſiſchen Zarentums“. „Die Neue Zeit“. 
VII. Jahrgang. — Seignobos, „Politiſche Gefchichte 
des modernen Europa“. Leipzig 1910. Seite 753 bis 767. 


§ 38. Der „Eiſerne Ring“. 


Die Deutſchliberalen bekämpfen die Okkupation 
Bosniens. Die Krone wendet ſich von ihnen ab. Sie 
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beruft das Miniſterium Taaffe (1879), das die 
den Deutſchliberalen feindlichen Parteien zum 
„Eiſernen Ring“ vereinigt. Er umfaßt: den böhmi⸗ 
ſchen Feudaladel, die Alttſchechen, die nun in das 
Parlament eintreten, die deutſchen und die ſüdſlawi— 
ſchen Klerikalen (Hohenwart-Klub), die polniſche 
Schlachta. Die Deutſchliberalen bilden die Oppo— 
ſition (Plener).“ 

Um die Macht der liberalen Bourgeoiſie zu 
brechen, wird durch die Wahlreform 1882 den 
Kleinbürgern das Wahlrecht gewährt. (Fünf-Gul— 
den-Zenſus.) 

Die bureaukratiſche Regierung, die nun an die 
Stelle der parlamentariſchen tritt, erfüllt die 
Wünſche des Militarismus durch die Wehr— 
reform (1879), ſie bringt die Mittel durch Er— 
höhung der indirekten Steuern auf und 
gibt dafür den Regierungsparteien Konzeſſionen: 
den Klerikalen die reaktionäre Volksſchul— 
novelle (1883), den Tſchechen die Stremayr— 
ſchen Sprachen verordnungen (1880) und 
die tſchechiſche Univerſität (1882). Der 
kleinbürgerlichen Mittelſtandspolitik wird die Ge— 
werbenovelle (1883) mit Befähigungsnachweis 
und Zwangsgenoſſenſchaften zugeſtanden, der ag ra— 
riſchen Reformbewegung das Wucher— 
geſetz (1881), Anerbenrecht und Beichränfung der 
Freiteilbarkeit (1889), die Getreidezölle 
(1882, 1887), die Grenzſperre für Vieh 
(1881; Zollkrieg mit Rumänien 1886 bis 1890). Die 
Arbeiterbewegung wird nach den Attentaten von 
1883 und 1884 durch den Aus nahmszuſtand 
in Wien (1884) und die Geheimbundpro⸗ 
zeſſe in Böhmen niedergehalten, während man 
hofft, ihr durch die erſten Arbeiterſchutz⸗ 
geſetze (Gemwerbeinipeftion 1883; Aenderung 
des VI. Hauptſtückes der Gewerbeordnung 1885) 
und durch die Einführung der Unfallver— 
ſicher ung und der Krankenverſicherung 
(1887) für die Zukunft den Boden zu entziehen. 

Literatur: Richard Charm ab, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1911. 2. Band, 


Seite 1 bis 64. — Julius Deutſch, „Geſchichte der 
öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung.“ Wien 1908. 
Seite 118 bis 129. — Ueber die Gewerbegeſetzgebung: 


Heinrich Waentig, „Gewerbliche Mittelſtandspolitik“. 
Leipzig 1898. — Ueber die Handelspolitik: Karl Grüns 
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berg, „Die handelspolitiſchen Beziehungen Oeſterreich— 
Ungarns zu den Ländern an der unteren Donau“. 


Leipzig 1902. 
VIII. Abſchnitt. 
Die Arbeiterklaſſe und die Wahlreformen. 
(1890 bis 1907.) 
S 39. Die Induſtrialiſierung Oeſterreichs. 


Nach Ueberwindung der langen Depreſſion, die 
dem Krach von 1873 folgte, ſchreitet die Ind u— 
ſtrialiſierung Oeſterreichs fort. Am Ende des 
Jahrhunderts gehört nur noch die Hälfte der Bevöl— 
kerung zur Landwirtſchaft. Die Entwicklung der 
Induſtrie bildet einerſeits die Grundlage für das 
Erſtarken der Arbeiterbewegung, ſie ver— 
ſchärft anderſeits den Machtkampf zwiſchen Deut— 
ſchen und Tſchechen, indem ſie das tſchechiſche 
Bürgertum ſtärkt; viele ieee 
gehen aus den Händen der Deutſchen in die der 
Tſchechen über. Sie ſchafft ſchließlich neue natio- 
nale Probleme, indem ſie zahlreiche tſchechiſche Ar— 
beiter in das deutſche Gebiet führt und dadurch 
ſtarke nationale Minderheiten erzeugt. 


Auf dem Lande ſchreitet die Geldwirtſchaft fort. 
Die landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften (Raiffeiſenkaſſen, Molkereigenoſſen— 
ſchaften) erſtarken. An die Stelle der antikapitaliſti— 
ſchen Reformideen der Achtzigerjahre beginnt die 
agrariſche Preispolitik zu treten. In den 
Alpenländern beginnen die Chriſtlichſozialen 
die Altklerikalen zu verdrängen. (Schraffl, Schöpfer.) 
In den Sudetenländern beginnt ſich die ag ra ri— 
ſche Partei von den Deutſchliberalen loszulöſen. 

Mit dem Erſtarken der Volkswirtſchaft wird 
die Valutareform (18%, Steinbach) möglich. 
Zugleich beginnen die Vorbereitungen zur Re— 
form der direkten Steuern (1896), die die 
Arbeiter und Beamten mit der Perſonaleinkommen— 
ſteuer belaſtet, um Grundbeſitzern und Kleinbür— 
gern Steuernachläſſe zu gewähren. Der auswärtige 
Handel wird durch das Zoll- und Handelsbündnis 
von 1891 und die Handels verträge von 1892 
auf neue Grundlagen geſtellt. (Rückwirkung der 
Capriviſchen Handelspolitik.) 

Literatur: Ueber die Entwicklung der Induſtrie: 
Julius Deutſch, „Geſchichte der öſterreichiſchen Ge— 
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werkſchaftsbewegung“. Wien 1908. Seite 143 bis 145. — 
Ueber die Entwicklung der Landwirtſchaft: Karl 
Renner, „Politiſche Windſtille“. „Der Kampf“, 
4. Band, Seite 196 bis 198; „Gegen die Hungerpolitit!“ 
(Rede Renners.) Wien 1907. — Ueber die nationalen 
Minderheiten und die Entwicklung der tſchechiſchen Bour— 
geoiſie: Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie“. Wien 1907. $ 18. — Joſef Seliger, 
„Die Minoritäten, wie ſie entſtehen und wie ſie er- 
wachen“. „Der Kampf“, 2. Band, Seite 11. — Ueber die 
Steuerreform: Karl Renner, „Das arbeitende Volk 
und die Steuern“. Wien 1909. 2. Teil, Seite 31 bis 37. 


S 40. Die Arbeiterbewegung. 


Mit dem Wachstum der Induſtrie erſtarkt die 
Arbeiterbewegung. Der Gegenſatz zwiſchen „Radi— 
kalen“ und „Gemäßigten“ wird überwunden. (Viktor 
Adler; „Die Gleichheit“ 1886.) Auf dem Hain— 
felder Parteitag wird die öſterreichiſche So— 
zialdemokratie konſtituiert (1888). Die erſte Mai— 
feier (1890) erweckt große Arbeitermaſſen. Der 
Ausnahmszuſtand wird aufgehoben, die Gewerk— 
ſchaften kräftigen das Proletariat, der Wahl— 
rechts kampf beginnt. Der Kampf auf der Straße 
wird im Parlament von Pernerſtorfer und Krona— 
wetter unterſtützt. 

Literatur: Julius Deutſch, „Geſchichte der öſter— 
reichiſchen Gewerkſchaftsbewegung“. Wien 1908. Seite 130 
bis 223. — Viktor Adler, „Der Weg nach Hainfeld“. 
„Der Kampf“, II. Jahrgang. Seite 145 ff. und die an- 
ſchließenden Aufſätze von Reſel und Rieger. — 
Jakob Reumann, „Unſer erſter Mai“. „Der Kampf“, 
II. Jahrgang. Seite 349 ff. — Die Protokolle der Partei- 
tage ſeit 1888. 


§ 41. Der nationale Radikalismus. 


Die Regierungszeit Taaffes nimmt den Deut- 
ſchen die Hoffnung auf die Alleinherrſchaft im 
Staate. Sie müſſen ſich mit dem Schutze ihres Ge— 
bietes gegen die Slawiſierung begnügen, die die 
Einwanderung tſchechiſcher Arbeiter, Handwerker, 
Beamten in das deutſche Gebiet befürchten läßt. Die 
Deutſchböhmen fordern die „nationale Ab— 
grenzung“. Die Tſchechen lehnen die „Landes— 
zerreißung“ ab. An die Stelle der Verſaſſungsfragen 
treten, ſeitdem die Tſchechen das Parlament betreten 
haben, Sprachen- und Schulfragen. i 

Die Unzufriedenheit der deutſchen Intelligenz 
und des deutſchen Kleinbürgertums mit dem Re— 
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gierungsſyſtem Taaffe erzeugt national-radi⸗ 
kale Strömungen. (Linzer Programm 1880.) 
Sie vereinigen mit den nationalen demokratiſche, 
1 agrariſche, ſozialpolitiſche, antiſemiti— 
ſche Ideen. N dieſen Strömungen entwickeln ſich 
allmählich die Deutſche Volkspartei und die 
Alld en während einige ihrer Vertreter 
(Adler, Pernerſtorfer) zum Proletariat übergehen. 
Dieſe Parteien beginnen die Altliberalen zu ver— 
drängen, die gleichzeitig Wien an die Chriſtlich— 
ſozialen verlieren. (1895.) 

Bei den Tſchechen werden die konſervativen 
Alttſchechen von den liberalen Jungtſchechen 
abgelöſt, die den Bund mit Feudalen und Klerikalen 
ablehnen. Auch hier entſtehen radikale Strömungen, 
in denen ſich nationaler und ſozialer Radikalismus 
unklar vermengen. (Omladina, 1893; Ausnahms— 
zuſtand in Prag.) 

Literatur: Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1909. 2. Band, 
Seite 24 bis 32. Engelbert Pernerſtorfer, „Von 
Schönerer bis Wolf“. „Der Kampf“, 4. Band, Seite 390 ff. 
— Otto Bauer, „Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie“. Wien 1907. § 19. 


S 42, Der böhmiſche Ausgleich und die Wahlreform 
Taaffes. 


Durch das Vordringen des nationalen Radi— 
kalismus bei den Deutſchen und den Tſchechen wird 
das Syſtem Taaffe bedroht. Die Regierung verſucht, 
durch einen nationalen Ausgleich in 
Böhmen die Grundlage zu einer deutſch—tſchechi— 
ſchen Koalition zu legen. Im Jahre 1890 vereinbaren 
der Feudaladel, die Alttſchechen und die Deutjch- 
liberalen einen Ausgleich auf der Grundlage der 
nationalen Abgrenzung. Aber nur einzelne Teile des 
Ausgleiches (Landesſchulrat, Landeskulturrat) wer— 
den durchgeführt. Die nationale Abgrenzung wird 
durch den Wahlſieg der Jungtſchechen bei den Reichs— 
ratswahlen 1891 und durch jungtſchechiſche Ob— 
ſtruktion im böhmiſchen Landtag (Trautenauer 
Kreisgericht, 1893) vereitelt. Die Regierung (Stein— 
bach), die weder die Tſchechen noch die Deutſchen ge— 
winnen kann, ſucht einen Ausweg, indem ſie dem 
Drucke der Arbeiterdemonſtrationen nachgibt und 
das Parlament mit einer Wahlreformvorlage über— 
raſcht. (10. Oktober 1893.) In den Kurien der Städte 
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und der Landgemeinden joll das allgemeine Wahl— 
recht eingeführt werden. 

Literatur: Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1911, 2. Band, 
Seite 64 bis 85. — Guſtav Strakoſch- Graßmann, 
„Das allgemeine Wahlrecht in Oeſterreich“. Leipzig 1906. 


§ 43. Das Koalitionsminiſterium und die Wahlreform 
Badenis. 


Die Einbringung der Wahlreformvorlage einigt 
den Feudaladel, die Klerikalen und die Polen mit 
den Deutſchliberalen. Taaffe wird geſtürzt, das 
Koalitionsminiſterium Windiſchgrätz-Plener gebildet. 
(1893.) Unfähig, die Wahlreformfrage zu löſen, von 
den Sozialdemokraten und den Jungtſchechen be— 
drängt, ſcheitert die Regierung ſchließlich an den 
nationalen Gegenſätzen in ihrer Mehrheit. (Cillier 
Gymnaſium, 1895.) Die Regierung Badeni löſt 
ſchließlich die Wahlreformfrage, indem ſie den vier 
Kurien der Privilegierten die allgemeine 
Kurie mit 72 Mandaten hinzufügt. (1896.) Bei 
den erſten Wahlen erringen die Sozialdemokraten 
14 Mandate, während Wien von den Chriſtlich— 
ſozialen behauptet wird. ? 

Literatur: Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907“. Leipzig 1911, 2. Band, 
Seite 85 bis 106. 

§ 44, Die nationale Obſtruktion. 


Nach den Neuwahlen verſucht Badeni die 
Wiederherſtellung des „Eijernen Ringes“, in- 
dem er die Jungtſchechen durch Die Sprachen— 
verordnungen gewinnt. Die Deutſchen ob⸗ 
ſtruieren das Parlament. Badeni will die Obſtruk— 
tion gewalttätig brechen. (Lex Falkenhayn.) 
Nun machen die Sozialdemokraten die Verhand— 
lungen unmöglich. Die Polizei betritt das Parla— 
ment. Die Demonſtration der Arbeiter und der 
Studenten am 28. November 1897 ſtürzt Badeni. 

Die Obſtruktion gegen die Sprachenverord— 
nungen wird unter Gautſch und Thun (1898) 
fortgeſetzt. Thun ſetzt den Ausgleich mit Ungarn und 
die Erhöhung der Zuckerſteuer „auf Grund des § 14“ 
in Kraft. (1899, Graslitz.) Die Erbitterung der 
Volksmaſſen zwingt ihn zur Demiſſion. Clary 
hebt die Sprachenverordnungen auf. Nun beginnen 
die Tſchechen die Obſtruktion. 
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Unter Koerber (1900) ſetzen die Tſchechen die 
Obſtruktion fort. Die Neuwahlen 1901 zeigen 
das Erſtarken des nationalen Radikalismus. Ver— 
gebens ſucht Koerber durch Ver bürgerlich ung 
der Verwaltung und durch große wirt— 
ſchaftliche Reformen (Alpenbahnen, Waſſer— 
ſtraßen) das Parlament zu gewinnen. Er ſcheitert 
an dem Widerſtand der Tſchechen. Ihm folgt 
Gautſch (1905). 

In dieſer Periode der nationalen Stürme gibt 
ſich die Sozialdemokratie ihr Nationalitäten— 
programm. Selbſt ſchon ſeit 1897 in autonome 
nationale Parteien gegliedert, erneuert ſie auf dem 
Brünner Parteitag (1899), an die Ver⸗ 
faſſungspläne des Kremſierer Reichstages (8 25) an— 
knüpfend, die Forderung nach der nationalen 
Autonomie. 

Literatur: Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere 
Geſchichte von 1848 bis 1907". Leipzig 1911. 2. Band, 
Seite 107 bis 159. — Karl Kautsky, „Der Kampf der 
Nationalitäten und das Staatsrecht in Oeſterreich“. „Die 
Neue Zeit“, XVI. Jahrgang. 1. Band. — Protokolle des 
Wiener Parteitages 1897 und des Brünner Partei— 
tages 1899. 


S 45. Der ungariſche Militärkonflikt. 


Unter Koerber bewilligen die Delegationen die 
Neubewaffnung der Artillerie, während die geplante 
Erhöhung des Rekrutenkontingents an der Obſtruk— 
tion der Unabhängigkeitspartei im ungariſchen 
Parlament, die nationale Konzeſſionen (magyariſches 
Kommando) fordert, ſcheitert. Der Verſuch der 
Regierung Tisza, die Obſtruktion durch Aende— 
rung der Geſchäftsordnung zu brechen, mißlingt. Die 
Liberalen verlieren die Mehrheit an die von der Un— 
abhängigkeitspartei geführte „Koalition“. Um 
den Widerſtand der magyariſchen Gentry gegen die 
Militärforderungen zu brechen, appelliert die Krone 
an die magyariſchen Bauern und Arbeiter und an 
die nichtmagyariſchen Nationen: die Regierung 
Fejervary-Kriſtoffy treibt das Privilegien— 
parlament mit Waffengewalt auseinander und ſie 
kündigt die Einbringung einer Vorlage über die 
Einführung des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechtes an. (Sommer 1905.) Dagegen pro— 
teſtiert die öſterreichiſche Regierung Gautſch. Das 
gibt der öſterreichiſchen Arbeiterklaſſe das Signal 
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zur Erneu erun ga des Wahlredts- 
fampfes. 

Der Konflikt zwiſchen Ungarn und der Krone 
weckt in Oeſterreich großöſterreichiſche 
Strömungen. 

Literatur: Rudolf Springer, „Grundlagen und 
Entwicklungsziele der öſterreichiſch-ungariſchen Mon— 
archie“. Wien 1906. 


S 46. Die ruſſiſche Revolution und die Wahlreform. 


Der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg gibt den Anlaß 
zum Ausbruch der ruſſiſchen Revolution. Im Okto— 
ber 1905 erzwingen die ruſſiſchen Arbeiter durch den 
Maſſenſtreik das Verfaſſungsmanifeſt des 
Zaren. (30. Oktober.) Die Nachricht vom Siege in 
Rußland ſtärkt den Wahlrechtskampf in Oeſterreich. 
Der Parteitag gibt das Signal. Straßendemonſtra— 
tionen am 30. Oktober und 2. November. Am 4. No— 


vember verſpricht die Regierung die Einbringung 


einer Wahlreformvorlage. Am 28. November ruht 
die Arbeit in ganz Oeſterreich; Gautſch verſpricht 
im Parlament das allgemeine und gleiche Wahl— 
recht. Am 23. Februar 1906 wird die Vorlage ein— 
gebracht. Der Feudaladel, die Schlachta und die All— 
deutſchen ſtürzen Gautſch; aber ſeine Nachfolger 
Hohenlohe, dann Beck halten an der Wahl⸗ 
reform feſt, für die ſich — um der Wahlreform in 
Ungarn, die die rebelliſche Gentry ſtürzen ſoll, den 
Weg zu bahnen — auch die Krone und die 
„Großöſterreicher“ (Geßmann) einſetzen. 
Im Sommer einigen ſich die nationalen Parteien 
im Wahlreformausſchuß unter dem Druck des Pro— 
letariats, das mit dem Maſſenſtreik droht, 
über die Verteilung der Mandate auf die Nationen. 
Im Dezember 1906 iſt die Wahlreform im Abgeord— 
netenhaus beſchloſſen. Das Herrenhaus nimmt 
ſie an, wofür ihm Stärkung ſeiner Macht durch den 
numerus clausus zugeſtanden wird. Im Mai 
1907 wird das er Parlament des gleichen Wahl— 
rechtes gewählt. Die Sozialdemokratie erlangt 
87 Mandate 

Unter dem Druck der Wahlrechtsbewegung wird 
auch der nationale Ausgleich in 
Mähren geſchloſſen (1905). Deutſche und tſchechi— 
ſche bürgerliche Parteien einigen ſich, um dem An— 
ſturm des Proletariats auf das Landtagswahlrecht 
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zu entgehen. Zum erſtenmal wird der nationale 
Kataſter eingeführt. 

Literatur: N. Trotz ky, „Rußland in der Revolu— 
tion“. Dresden 1908. — Karl Renner, „Was haben 
die Sozialdemokraten geleiſtet?“ Wien 1907. 1. Heft. — 
Richard Charmatz, „Oeſterreichs innere Geſchichte von 
1848 bis 1907“. Leipzig 1911. 2. Band, Seite 159 bis 174. 
— Guſtav Strakoſch- Graßmann, „Das allge— 
meine Wahlrecht in Oeſterreich“. Leipzig 1906. — Ueber 
den nationalen Kataſter: Rudolf Springer, „Der 
Kampf der öſterreichiſchen Nationen um den Staat“. 
Wien 1902. 

IX. Abſchnitt. 
Nach der Wahlreform. 
(1907 bis 1913.) 
$ 47. Die Verſchärfung der Klaſſengegenſätze. 


Waren die Lebensmittelpreiſe von den Sieb— 
ziger- bis zu den Neunzigerjahren geſunken, ſo ſetzt 
nun auf dem ganzen Weltmarkt eine ſteigende 
Preisbewegung ein. Die allgemeine Teuerung 
wird in Oeſterreich noch verſchärft durch den Zoll— 
tarif von 1906. Der Zollſchutz wird von den in— 
duſtriellen Kartellen und von den lan dwirt⸗— 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften vollſtändig 
ausgenützt. Die Steigerung des Maſſenelends führt 
zur Hungerrevolte in Wien am 17. Sep⸗ 
tember 1911. 

Die Arbeiterklaſſe wird durch die Teuerung zu 
vielen Lohnkämpfen getrieben. Die Gewerk— 
ſchaften wachſen in der Zeit des Wahlrechts— 
kampfes ſehr ſchnell. Zur Abwehr gründen die Unter— 
nehmer Unternehmerverbände, die durch 
große Ausſperrungen die Arbeiter zu beſiegen ver— 
ſuchen und die Forderung nach einem Streikgeſetz 
erheben. Die Zünftler führen unter dem Kommando 
der Großinduſtriellen den Kampf gegen die Arbeiter. 

Die Teuerung gibt auch der Konſumver— 
einsbewegung neuen Anſtoß. Sie löſt bei den 
Kleinhändlern Haß gegen die Arbeiterſchaft aus. 

Ebenſo werden die Landwirte mit Haß 
gegen die Arbeiter erfüllt, da die Induſtriearbeiter 
die Getreidezölle, die Fleiſcheinfuhr⸗ 
verbote, die Milchteuerung bekämpfen, 
während den landwirtſchaftlichen Arbeitern unter 
dem Druck der Landflucht und Leutenot 
höhere Löhne und beſſere Behandlung zugeſtanden 


Er > 


werden müſſen. Die Agrariſche Zentral 
ftelle (Hohenblum) ſtellt die Bauern unter die 
Führung der Großgrundbeſitzer. 

u So ſehen Kleinbürger und Bauern in der Ar— 
beiterſchaft ihren Feind. Verbanden ſich in den Acht— 
zigerjahren Kleinbürger und Bauern mit dem 
Feudaladel gegen die Bourgeoiſie, ſo verbünden ſie 
ſich jetzt mit der Bourgeoiſie gegen das Prole— 
tariat. 

Dadurch verändert ſich das Weſen der bürger— 
lichen Parteien. Die Chriſtlichſozialen ent⸗ 
ſagen der „Romantik der Achtzigerjahre“. Die 
Deutſchradikalen (ſeit 1902 von den Alldeutſchen ge— 
ichieden) gehen im „Deutſchen Nationalver⸗ 
band“ auf. Die Träger des chriſtlichen Sozialismus 
und des nationalen Radikalismus werden Stützen 
der kapitaliſtiſchen Regierung. 

Literatur: Otto Bauer, „Die Teuerung“. Wien 
1910. — Siegmund Kaff, „Die Unternehmerverbände 
in Deiterreih”. Wien 1908. — Julius Deutſch, „Ge— 
ſchichte der öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung“. Wien 
1908. Seite 233 bis 314. — Karl Renner, „Der Ban⸗ 
kerott des Kleinbürgerſozialismus“. „Der Kampf“. 
4. Band, Seite 437 ff. — Otto Bauer, „Das Ende des 


chriſtlichen Sozialismus“. „Der Kampf“. 4. Band, Seite 


393 ff. — Friedrich Auſterlitz, „Von Schwarzrotgold 
bis Schwarzgelb“. Wien 1911. 


$ 48. Die Verſchärfung der nationalen Gegenſätze. 


Die Demokratiſierung des öffentlichen Lebens 
durch die Wahlreform ſtärkt Slowenen und 
Ruthenen. Im Abgeordnetenhauſe und in den 
Landtagen der Steiermark und Galiziens obſtruieren 
Slowenen und Ruthenen. Der nationale Kampf, bis— 
her weſentlich von Deutſchen und Tſchechen geführt, 
wird breiter, komplizierter. 

Das ſchnelle Erſtarken der Induſtrie in den 
tſchechiſchen Gebieten und die Entwicklung des tſche— 
chiſchen Bankweſens ſtärken die tſchechiſche Bour— 
geoiſie. Ihre Intereſſen greifen über die Sudeten— 
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länder hinaus. Nicht mehr das „böhmiſche Staats— 


recht“, ſondern ſtärkerer Anteil an der Regierung 
des Geſamtſtaates iſt ihr Ziel. Die Frage der t ſche— 
chiſchen Minderheiten gewinnt wachſende 
Bedeutung auch außerhalb der Sudetenländer. Die 


Deutſchen ſuchen den deutſchen Charakter ihres Sied— 


lungsgebietes zu ſichern durch die Obſtruktion im 


— 1 


böhmiſchen und mähriſchen Landtag und durch die 
Schutzgeſetze in den Alpenländern. (1909.) 

Dieſe Entwicklung ſtärkt die nationalen Leiden— 
ſchaften. Die Bourgeoiſie nützt dies aus, um die 
Arbeiterklaſſe zu ſpalten. Mit den von den Unter— 
nehmern gezüchteten „gelben“ Gewerkſchaften ent— 
wickelt ſich die Deutſche Arbeiterpartei, 
während bei den Tſchechen das Streben nach natio— 
naler Abſonderung in die Sozialdemokratie ſelbſt 
eindringt und hier die ſeparatiſtiſche Be 
wegung hervorruft. (Kopenhagener Kongreß 
1910, Spaltung der tſchechiſchen Sozialdemokratie 
1911.) 


Literatur: Diskuſſion über die nationalen Minder— 
heiten im 3. und 4. Band des „Kampf“. — Ueber den 
tſchechiſchen Separatismus: Otto Bauer, „Die Natio— 
. und die Sozialdemokratie“. Wien 1907. 
§ 33; Berichte und Abhandlungen in der „Gewerkſchaft“ 
85 im „Kampf“. — Protokolle über die Verhandlungen 
des 1 Sozialiſtenkongreſſes in Kopen— 
hagen 1910 und des Parteitages der deutſchen Sozial— 
demokratie in Innsbruck 1911. — Otto Bauer, „Die 
Geſamtpartei“, „Der Kampf“, VI., Seite 5. 


§ 49. Der Imperialismus und die Balkankriſe. 


Seit dem Ruſſiſch-Japaniſchen Krieg und der 
ruſſiſchen Revolution war Rußlands Macht ge— 
ſchwächt. Oeſterreich-Ungarn benützte dies zu einem 
Vorſtoß auf dem Balkan: es erlangt die Zuſtim— 
mung der Türkei zum Bau der Sandſchakbahn 
(1908). Dadurch verletzt, verbündet ſich Rußland mit 
England, das Bundesgenoſſen gegen das Deutſche 
Reich ſucht, deſſen Welthandel und Seemacht Eng— 
land bedrohen. Rußland und England wollen der 
Türkei ein Reformprogramm für Mazedonien 
oktroyieren. Aber die Jungtürken vernichten 
das alte Regime in der Türkei und je die 
Militärdiktatur an ihre Stelle. Dies benützt Oeſter— 
reich, das ſeit 1878 okkupierte Bosnien zu annek— 
tieren. Es verfeindet ſich dadurch mit Serbien und 
mit der ruſſiſch-engliſch-franzöſiſchen Tripelentente. 
Nur mit ſchweren Opfern kann der Krieg vermieden 
werden. (1909.) In der Türkei gärt es weiter. A l- 
banien erhebt ſich gegen die Türken. Oeſterreich— 
Ungarn und Italien, beide nach dem türkiſchen Erbe 
gierend, rüſten gegeneinander: Dreadnoughts, Wehr— 
reform (1911). 


„ 
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Die albaniſchen Aufſtände führen die Gegen— 
revolution in der Türkei zum Sieg. Durch die 
inneren Wirren und durch den Krieg mit Italien 
um Tripolis iſt die Türkei geſchwächt. Die ver— 
bündeten Balkanſtaaten erklären der Türkei den 
Krieg. Sie wird geſchlagen. (1912.) Oeſterreich— 
Ungarn mobiliſiert ſeine Truppen. Es ſetzt nach 
ſchwerer Kriegsgefahr die Bildung eines „ſelb— 
ſtändigen“ Albanien durch. Bei dem Streit der 
Balkanſtaaten um die Teilung des türkiſchen Erbes 
ergreift es für Bulgarien Partei. Bulgarien 
wird aber von Rumänien, Serbien und Griechen— 
land geichlagen. (1913.) 

Die Ergebniſſe dieſes Feldzuges der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Diplomatie ſind: eine ſchwere 
Wirtſchaftskriſe in Oeſterreich-Ungarn; Verſchärfung 
des Gegenſatzes zu Rußland und zu den bedeutend 
vergrößerten Balkanſtaaten (Serbien, Montenegro, 
Griechenland); Abkehr Rumäniens von Oeſterreich— 
Ungarn; Nebenbuhlerſchaft mit Italien in Albanien; 
Mißſtimmung im Deutſchen Reich gegen Oeſterreich— 
Ungarn. Die europäiſche Machtſtellung Oeſterreich— 
Ungarns iſt ſchwer erſchüttert. Die Herrſchenden 
verlangen neuerlich große Aufwendungen für Heer 
und Flotte. 

Literatur: Otto Bauer, „Der Balkankrieg und die 
deutſche Weltpolitik“. Berlin 1912. — Otto Bauer, 
„Nach dem Balkankrieg“, „Der Kampf“, VI., Seite 337. 
— Otto Bauer, „Der zweite Balkankrieg“, „Der 
Kampf“, VI., Seite 181. 


$ 50. Die Reaktion in Ungarn. 


Die Krone hat im Jahre 1905 den ungariſchen 
Reichstag mit der Wahlreform bedroht, um ſeinen 
Widerſtand gegen die Forderungen der Heeresver— 
waltung zu brechen. (§ 45.) Um dieſer Gefahr zu 
entgehen, ſchloß der Adel mit der Krone Frieden. 
Der Adel ſtimmte der Balkanpolitik der Herrſchenden 
zu und er bewilligte die Militärforderungen; dafür 
verzichtet die Krone auf eine demokratiſche Wahl— 
reform. Im Jahre 1910 wurde die von der Unab— 
hängigkeitspartei geführte „Koalition“ von der 
„Nationalen Arbeitspartei“ beſiegt. Im Jahre 1912 
wurde die Obſtruktion gegen die Wehrreform mit 
Waffengewalt gebrochen. Im Jahre 1913 wurde eine 
antidemokratiſche Wahlreform gegen den Wider— 
ſtand der Arbeiterſchaft durchgeſetzt. 


— 


Durch dieſe Ereigniſſe änderte ſich auch in. 
Oeſterreich das Verhalten der Herrſchenden zur 
Demokratie. Die Krone hat hier dem allgemeinen 
und gleichen Wahlrecht zum Siege verholfen, als 
fie es in Ungarn als Kampfmittel gegen den Adel 
brauchte. Sie bedarf in Oeſterreich der Demokratie 
nicht mehr, ſobald ſie in Ungarn mit dem Adel wieder 
Frieden geſchloſſen hat. 


Literatur: Heinrich Weber, „Der Wahlrechtskampf 


in Ungarn“. „Der Kampf“, . Seite 385. — Otto 
Bauer, „Tisza drüben und hüben“. „Der Kampf“, V 
Seite 447. — Ernſt Garami, „Der Wahlrechtskampf 
in Ungarn“. „Der Kampf“, VI., 196. — Siegmund 


Kunfi, Wahlrechtskampf und Maſſenſtreik in Ungarn“. 
Der Kampf“ „VI., Seite 294. 


S 51. Die Ohnmacht des öſterreichiſchen Parlaments. 


Zunächſt wird unter Beck die parlamentariſche 
Koalitionsregierung der bürgerlichen Demokratie ge— 
bildet. Sie vereinigt Deutſche, Tſchechen und Polen; 
ſie beruft die Vertreter der Kleinbürger und der 
Bauern auf die Miniſterbank. Aber ſie ſcheitert an 
den nationalen Gegenſätzen. Die reaktionären Mächte 
— Kamarilla und Generalſtab, Feudaladel und 
f f ſetzen nun die bureaukratiſche Re— 
gierung Bienerth ein. Sie will die Tſchechen 
und Südſlawen für ihre oppoſitionelle Haltung 
während der Annexionskriſe beſtrafen, ſtützt ſich 
daher auf die Deutſchen und Polen, während 
Tſchechen und Slowenen das Parlament obſtruieren. 
Da die Neuwahlen 1911 Bienerths ſtärkſte Stütze, 
die Chriſtlichſozialen, ſchwächen, wird Gautſch 
wieder berufen, der erfolglos verſucht, durch den 
„böhmischen Ausgleich“ eine neue Koalitionsregie— 
rung zu bilden, deren Aufgabe es ſein ſoll, die Wehr— 
reform und die zur Bedeckung der Militärlaſten not— 
wendigen neuen Steuern durchzuſetzen. 

Auf Gautſch folgt Stürgekh. (1911.) Er be⸗ 
droht das Parlament mit dem § 14 und ſetzt dadurch 
die Bewilligung der Militärforderungen durch. Die 
Verhandlungen über den nationalen Ausgleich 
ſcheitern. In Böhmen wird an die Stelle des Landes⸗ 
ausſchuſſes eine k. k. Verwaltungskommiſſion ein— 
geſetzt (1913). 

So ſchwankt das Parlament ohnmächtig hin und 
her zwiſchen der parlamentariſchen Koalition, 
die an den nationalen Gegenſätzen ſcheitert, und dem 


a 


bureaukratiſchen Diktat, das die natio— 
nale Obſtruktion provoziert. Die Bourgeoiſie kann 
den toten Punkt nicht überwinden. Ohne Ueber— 
windung der nationalen Gegenſätze durch die 
nationale Autonomie iſt keine dauernd 

arbeitsfähige Mehrheit zu ſchaffen. Aber die Bour— 
geoiſie beſitzt nicht die Kraft zur Umwälzung der 
Staatsverfaſſung. Nur große geſchichtliche Ereigniſſe 
werden auch diesmal wieder die Entwicklung vor— 
wärtstreiben. 

Literatur: Otto Bauer, „Zum Maitag des Wahl⸗ 
kampfes“. „Der Kampf“. 4. Band, Seite 337 ff. — Fried⸗ 
rich Auſterlitz, „Die Bienertherei“. Wien 1911. — 
Otto Bauer, „Der Zuſammenbruch in Böhmen“. „Der 


Kampf“, VI., Seite 534. — „Die Tätigkeit des Sozial⸗ 
demokratiſchen Verbandes im Abgeordnetenhauſe“. Vier 
Hefte. Wien 1909 bis 1911. — „Die Tätigkeit der 


deutſchen ſozialdemokratiſchen Abgeordneten im öſter⸗ 
reichiſchen Reichsrat“. Drei Hefte. Wien 1911 bis 1913. 


$ 52. Ausblick. 


Europa hat in den Jahren 1848 bis 1871 eine 
Periodeſtürmiſcher Umwälzungen, eine 
Epoche der Kriege und Revolutionen, der Staats- 
gründungen und Verfaſſungsumwälzungen erlebt. 
Dieſe Periode hat die Bourgeoiſie zur Macht ge— 
führt, den Kapitalismus zum Herrn der Welt ge— 
macht, die feudale Gutsherrſchaft in Europa und die 
Negerſklaverei in Amerika aus der Welt geſchafft. 

Nun folgte 1871 bis 1905 eine Periode 
friedlicher Entwicklung, die in Europa 
keine großen Kriege, Revolutionen, Staatsgründun— 
gen, Verfaſſungsumwälzungen mehr geſehen hat. 
In dieſer Periode hat ſich der Kapitalismus ent— 
faltet, die Konzentration des Kapitals vollzogen, die 
Geſellſchaft in die feindlichen Lager der Beſitzenden 
und der Beſitzloſen geſpalten. 

Nun ſcheinen wir ſeit 1905 wieder an der 
Schwelle einer neuen Periode der Umwälzun— 
gen zu ſtehen, die der ſtürmiſchen Epoche 1848 bis 
1871 ähnlicher ſein wird als der friedlichen Epoche 
1871 bis 1905. Darauf deuten: die Verſchär⸗ 
fung der Klaſſengegenſätze in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern; die ruſſiſche Revo— 
lution; das Drängen der ungelöſten natio- 
nalen Fragen in ganz Oſteuropa (Oeſterreich, 
Ungarn, Rußland, Balkanhalbinſel) nach ihrer 
Löſung; die von Jahr zu Jahr wachſende Krieg s— 


gefahr (Annexionskriſe 1909, Marokko- und 
Tripoliskriſe 1911, Balkankrieg 1912, 1913); die 
Erhebung der fremden Kulturkreiſe 
gegen den europäiſchen Kapitalismus (pPerſiſche 
Revolution 1906; türkiſche Revolution 1908; 
chineſiſche Revolution 1912; revolutionäre Bewe— 
gungen in Indien und Aegypten). 

Auch Oeſterreich wird von dieſen Umwälzungen 
erfaßt werden. Die nationalen Kämpfe 
und das Verhältnis zu Ungarn drängen 
nach der Umwälzung des ganzen Reichsgebäudes. 
Oeſterreich wird in einen Bundesſtaat auto— 
nomer Nationen verwandelt werden oder es 
wird aufhören zu ſein. 

Die revolutionäre Epoche 1848 bis 1871 hat die 
Bourgeoifie zur Macht geführt und die 
feudale Hörigkeit abgeſchafft. Die revo— 
lutionäre Epoche der Zukunft wird die Arbeiter— 
klaſſe zur Macht führen und die kapitali— 
ſtiſche Ausbeutung abſchaffen. 

Literatur: Karl Kautsky, „Der Weg zur Macht“. 
Berlin 1909. — Otto Bauer, „Orientaliſche Revo— 
lutionen“. „Der Kampf“, V., Seite 114. — Otto 
Bauer, „Begrabene Hoffnungen“. „Der Kampf! 2 
V., Seite 289. — Rudolf Hilferding, „Das Finanz⸗ 
kapital“. Wien 1910. Seite 375 bis 477. — Ueber die 
Frage der Lebensfähigkeit Oeſterreichs: Otto Bauer, 
„Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie“. 
Wien 1907. $ 26, 29, 30; Karl Kautsky, „Nationalität 
und Internationalität“. Ergänzungsheft zur „Neuen 
Zeit“, 1908; Otto Bauer, „Der zweite Balkankrieg“. 
„Der Kampf“, VI., Seite 481. 


Shemen für Vorträge. 


Mit Hilfe der bei den einzelnen Paragraphen genannten Bücher 


und Abhandlungen, zu deren Ergänzung die in der Einleitung erwähnte 


„Geſchichte Oeſterreichs“ von F. M. Mayer benützt werden mag, wird es 


unſeren Genoſſen unſchwer möglich ſein, Vorträge über einzelne Abſchnitte 


der öſterreichiſchen Geſchichte auszuarbeiten. Wir nennen hier eine Reihe 
bon empfehlenswerten Vortragsthemen und ſetzen den Themen die ent- 
ſprechenden Paragraphen dieſer Schrift bei: 


38, 


26, 


32, 


48 


= 


Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung. Einleitung. 

Die Huſſiten. § 3. 

Wie Oeſterreich katholiſch wurde. § 5, 6, 7. 

Joſef II. $ 8, 9, 10 

Dejterreih und die franzöſiſche Revolution. $ 13, 14, 15, 21. 
Die Revolution 1848. § 19 bis 25. 

Die Zeit des Konkordats. $ 26, 27, 28, 31, 32, 34. 

Die Anfänge der öſterreichiſchen Verfaſſung. $ 29 bis 34. 
Der Ausgleich mit Ungarn. § 32. 


Glück und Ende des Liberalismus. $ 13, 14, 21, 22, 27, 33, 
39, 41. 

Der chriſtliche Sozialismus. 8 35, 36, 47, 50. 

Taaffe und der Eiſerne Ring § 35 bis 42. 

Geſchichte der deutſchnationalen Bewegung. § 39, 41, 44, 47, 48, 

Geſchichte der öſterreichiſchen Arbeiterbewegung. § 19, 21, 22, 
39, 40, 42, 43, 44, 46, 47, 48, 52. 


Der Kampf um das Wahlrecht. § 22, 30, 34, 38, 42 bis 46. 


Die Entwicklung Oeſterreichs ſeit der Wahlreform. $ 105 55 

Geſchichte des öſterreichiſchen Bauernſtandes. § 1, 5, 6, 7, 
35, 39, 47. 

Die Bauernbefreiung in Oeſterreich. § 9, 22, 26. 

Geſchichte der öſterreichiſchen Induſtrie. § 5, 8, 19, 27, 39, 47. 

Geſchichte der öſterreichiſchen Zoll- und Handelspolitik. § 8, 
34, 35, 38, 39, 41. 


Geſchichte der agrariſchen Bewegung in Oeſterreich. § 35, 36, 39, 


Gewerbliche Mittelſtandspolitik in Oeſterreich. § 35, 36, 38, 47. 
Die Anfänge der ee in Oeſterreich. 8 5, 
Geſchichte der Landtage. § 6, 7, 10, 25, 29, 30, 34, 41, 48, 
Geſchichte der Bureaukratie. 8 5 5, 6, 9, 10, 14, 26, 29, 30 
Geſchichte des Militarismus. $ 1, 5, 6, 10, 14, 34. 


Zentralismus und Föderalismus. $ 6, 10, 29, 30, 32, 33, 41, 
50, 51, 52. 
Oeſterreich und Ungarn. $ 3, 4, 7, 17, 21, 23, 26, 30, 32, 45, 50, 5 


Das böhmiſche Staatsrecht. § 7, 10, 20, 25, 29, 33, 48, 51. 
Das Erwachen der geſchichtsloſen Nationen. $ 2, 7, 11, 20. 
Die nationale Autonomie. $ 25, 44, 48, 50, 51, 52. 

Die nationalen Minderheiten. § 39, 41, 44, 48. 


Oeſterreich und Deutſchland. § 2, 4, 12, 15, 18, 24, 31, 33, 37, 52 


Oeſterreich und Italien. § 16, 23, 28, 31, 37, 49. 
Oeſterreich und Rußland. § 11, 18, 27, 37, 46, 49. J 


34, 


52. 


Mehring Fr. Aus dem literariſchen Nachlaß 


von K. Marx, F. Engels und F. Laſſalle. 
4 Bände. Stuttgart. Nur komplett! Ge 
bunden. Kr. 24 — 


— Deutſche Geichichte. 2 Bände in einem Band. 


Berlin 1910. Gebunden. Kr. 3— 
Leſſing⸗Legende. 2. Auflage. Stuttgart. 
Gebunden. Kr. 420 


— Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie. 
4 Bände. Stuttgart. Nur komplett! Ge⸗ 
bunden. Kr. 24° — 


Mitrofanov, P. v. Joſef II. Aus dem 
Ruſſiſchen. 2 Teile. Wien 1910. 
Broſchiert ſtatt Kr. 30 — nur Kr. 15°— 
Neue geit. Frühere Jahrgänge, geheftet oder 
gebunden ſowie komplette Serien (Jahr⸗ 
gang I bis XXXI) jederzeit vorrätig. 
Parteitagsprotokolle: 
Hainfeld 1889. (Vergriffen. 


Wien 1891 Kr. — 550 
Wien 1892 „ — 50 
Wien 1894 „ — 50 
Prag 1896 „ — 60 
Wien 1897 „ 50 
Brünn 1899. (Vergriffen.) 

Wien 1901 „ — 550 
Wien 1903 „ — 50 
Wien 1905 „ — 50 


Protokolle der Parteitage der deutſchen 
Sozialdemokratie Oeſterreichs: 


Linz 1898 Kr. — 50 
Graz 1900 PR 
Auſſig 1902 50 
Salzburg 1904 „ 50 
Wien 1907 „ — 60 
Reichenberg 1909 „ — 80 


des Parteitages der deutſchen ſozialdemo— 
tratiſchen Arbeiterpartei in Oeſterreich. 
Abgehalten in Innsbruck vom 29. Ok⸗ 
tober bis 2. November 1911. Nebſt Pro⸗ 
to£oll der IV. ſozialdemokratiſchen Frauen- 
reichskonferenz. Abgehalten in Innsbruck 
vom 28. bis 29. Oktober 1911. 384 Seiten. 
Kr. 1˙20 

des Parteitages der deutſchen fozialdemo- 
kratiſchen Arbeiterpartei in Oeſterreich. 
Abgehalten vom 31. Oktober bis zum 
4. November 1912 in Wien. 268 Seiten. 
* Kr. 1720 


Pribram K. Geſchichte ve e 
Gewerbepolitik von 1740 bis 1860. Band T: 
1740 bis 1798. Leipzig 1907. 


politit. Die Verhandlungen des Abgeord- 
netenhauſes über die ſozialdemokratiſchen, 


Kr. 1680 
Renner-Schrammel. Gegen die Hunger- 5 


Dringlichkeitsanträge betreffend diedebens⸗ 


mittelteverung. Wien 1907. Kr. — 30 
— Das arbeitende Volk und die Steuern. 


2 Teile in einem Wand. Wien 1909. Ges 


bunden. Kr. 150 
— Was haben die Sozialdemokraten geleiſtet? 
2 Hefte. Wien 1907. a Kr. — 10 
— Vor vierzig Jahren. Der Wiener Hoch- 
verratsprozeß. Wien 1911. Geb. Kr. S’— 
Seignobos. Politiſche Geſchichte des mo⸗ 
dernen Europa. Entwicklung der Parteien 
und Staatsformen. 
Broſchiert Kr. 1440, gebunden Kr. 15˙80 
Springer R. Grundlagen und Entwicklungs- 
ziele der öſterreichiſch-ungariſchen Mon⸗ 
archie. Wien 1906. Broſchiert. Kr. 3:60 
— Der Kampf der öſterreichiſchen Nationen 


um den Staat. 1. Teil. Wien 190%. Bro⸗ 
ſchiert. Kr. 6 
Strakoſch- Graßmann J. Das allge- 


meine Wahlrecht in Oeſterreich ſeit 1848. 
Leipzig 1906. Kr. 180 
Tätigkeit des Sozialdemokratiſchen Verbandes 
im Abgeordnetenhaus. 4 Hefte. Wien 1909 
bis 1911. Heft 1 vergriffen. à Kr. — 20 

— Heft 1 bis 4 in einem Band gebunden. 
Kr. 2.— 

— 12. Legislaturperiode. 1. Heft. (17, Juli 
bis 20. Dezember 1911.) 64 Seiten. Kr. — 30 

— 12. Legislaturperiode. 2. Heft. (5. März 
bis 5. Juli 1912.) 72 Seiten. Kr. — 30 

- 12. Legislaturperiode. 3. Heft. (24. Sep⸗ 
tember 1912 bis 20. Juni 1913. Wien 1913. 

64 Seiten. Kr. — 30 
Trotzky M. Rußland und die Revolution. 
Dresden 1908. Broſchiert. Kr. 7˙20 
Vierzig Jahre Reichs-Volksſchulgeſetz. Wien 
1909. Kr. — 40 
Waentig H. Gewerbliche Mittelſtandspolitik. 
Leipzig 1898. Kr. 1150 
Wendel H. Die preußiſche Polenpolitik. 
Berlin 1908. Kr. 1744 
Zenker E. V. Die Wiener Revolution 1848 
in ihren ſozialen Vorausſetzungen und Be⸗ 
ziehungen. Wien 1897. Gebunden. Kr. 4 — 


Beſtellungen richte man ausſchließlich an die 
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